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Wie investiert man richtig in Bildung?
Durch das Konjunkturpaket und den Hochschulpakt fl ießen in den nächsten 

Jahren große Investitionsbeträge in die Bildung. Fraglich bleibt allerdings, ob es im 
Bildungsbereich auf mehr Finanzmittel ankommt. Reformbedarf besteht wohl eher bei den 

Strukturen des Bildungswesens und der Qualität der Angebote.

Unmengen Geld wurden durch 
das Konjunkturpaket II für 

den Bildungssektor bereitgestellt 
und haben damit große Erwar-
tungen für eine Verbesserung des 
Bildungssystems geweckt. Um 
beurteilen zu können, ob das Kon-
junkturpaket II tatsächlich ein „Bil-
dungspaket“ ist, muss man sich 
aber ansehen, wohin die Mittel ge-
nau fl ießen und welche Effekte und 
Folgen das hat – auch unintendier-
ter Art. Bereits heute zeichnet sich 
ab, dass es bei den Verteilungs-
kämpfen um die Investitionsmittel 
Gewinner und Verlierer geben wird. 
Innerhalb des Bildungssektors 
dreht sich der Konfl ikt um die Fra-
ge, wie das Geld zwischen Kinder-
gärten, Schulen und Hochschulen 
aufgeteilt werden soll – innerhalb 
der Kommunen konkurrieren die 
einzelnen Schulen miteinander. 
Dazu haben sich im Zuge der Krise 
die Konkurrenzen zwischen Po-
litikfeldern verschärft – das wird 
deutlich im Konfl ikt zwischen Bil-
dungs- und Finanzministern um 
den Hochschulpakt II oder in der 
Debatte um die Frage, ob nicht zu 
viel Geld für die sogenannte Ab-
wrackprämie und zu wenig für Bil-

Lena Ulbricht

Ist das Konjunkturpaket II ein Bildungspaket? – Verteilungs-
kämpfe um Bildungsinvestitionen in Krisenzeiten

dung ausgegeben wird.1 Das Kon-
junkturpaket kann auch nicht iso-
liert betrachtet werden, denn die 
Krise bringt nicht nur Investitions-
pakete, sondern auch Steueraus-
fälle. Und die parallel verlaufende 
Einführung einer Schuldenbremse 
für öffentliche Haushalte lässt er-
warten, dass sich die Verteilungs-
kämpfe um Bildungsinvestitionen 
in Zukunft noch verschärfen wer-
den. Als Ausweg kann eine Locke-
rung des sogenannten Koopera-
tionsverbots dienen, das es dem 
Bund bisher weitgehend untersagt 
hat, Finanzhilfen für den Bildungs-
sektor bereitzustellen. 

Konjunkturmittel für 
die Bildung?

Zur Belebung der öffentlichen 
Nachfrage im Bausektor und dem 
Erhalt und der Schaffung von Ar-
beitsplätzen haben Bund und 
Länder das Konjunkturpaket II ge-
schaffen, das Ländern und Kom-
munen für 2009 und 2010 8,7 Mrd. 
Euro für Infrastrukturinvestitionen, 
überwiegend in Bildungseinrich-

1 Vgl. J. M. W i a rd a : Unter die Räder ge-
kommen, Kommentar in: DIE ZEIT vom 
14.5.2009, Nr. 21.

tungen, zur Verfügung stellt.2 Wo 
und wie das Geld eingesetzt wird, 
ist gesetzlich nur rudimentär ge-
regelt und somit weitgehend Aus-
handlungssache sowie eine Frage 
der Umsetzung. Der Bund steuert 
6,5 Mrd. Euro und die Länder zu-
sammen 2,2 Mrd. Euro bei. Den 
Ländern obliegt die Verteilung der 
Mittel.

Wohin fl ießt das Geld?

Das Gesetz benennt als wich-
tigsten Förderbereich die Bildungs-
infrastruktur in den Bereichen 
frühkindliche Betreuung, Schule, 
Hochschule, kommunale oder ge-
meinnützige Weiterbildung sowie 
Forschung. 65% der Mittel sollen 
hier investiert werden – mit einem 
besonderen Schwerpunkt auf Ge-
bäudesanierung zur Steigerung der 
Energieeffi zienz in Schulen, Hoch-
schulen und Weiterbildungseinrich-
tungen. Es werden aber nicht alle 
Bildungseinrichtungen in gleichem 
Maße vom Geldsegen profi tieren. 
Eine Verwaltungsvereinbarung zwi-

2 Die gesetzliche Grundlage für das Konjunk-
turpaket II bilden das Gesetz zur Sicherung 
von Beschäftigung und Stabilität in Deutsch-
land und das Gesetz zur Umsetzung von 
Zukunftsinvestitionen der Kommunen und 
Länder, das „Zukunftsinvestitionsgesetz“.

DOI: 10.1007/s10273-009-0939-2
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schen Bund und Ländern sieht vor, 
dass die Kommunen 70% der Mit-
tel von den Ländern zugewiesen 
bekommen, während die Länder 
die restlichen 30% selber ausge-
ben können. Nun sorgen die Län-
der für die Finanzierung von Hoch-
schulen und Forschung, während 
frühkindliche Betreuung, Schulen 
und Weiterbildungseinrichtungen in 
die Zuständigkeit der Kommunen 
fallen. Da der Großteil des Geldes 
an die Kommunen geht, werden 
also überwiegend Kindertagesstät-
ten und Schulen davon profi tieren. 
Im Sinne einer investiven Strategie, 
die möglichst früh im Bildungsver-
lauf ansetzt, um dem Scheitern von 
Bildungslaufbahnen vorzubeugen, 
ist dies begrüßenswert.

Geld für Infrastruktur, aber keine 
Strukturreformen

Kritiker fordern aber, dass „Inves-
titionen in Köpfe“ vor „Investitionen 
in Beton“ Priorität haben sollten. 
Die Bundesregierung argumentiert 
dagegen, dass die heutigen Inves-
titionen zukünftig Einsparungen 
bringen und somit fi nanzielle Spiel-
räume für andere Bildungsausga-
ben schaffen.3 Während an Hoch-
schulen durch Energieeffi zienz 
eingesparte Kosten in Personal in-
vestiert werden können, ist dies an 
Schulen nicht der Fall.4 Aber selbst 
an Hochschulen ist die Einstellung 
neuen Personals, besonders bei 
Professoren, auf deutlich längere 
Planungshorizonte angewiesen.5 

3 Antwort (16/12533) der Bundesregierung 
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion 
(16/12337).

4 Heizkosten werden an den Schulen, d.h. in 
den Kommunen eingespart, während die Fi-
nanzierung und Gewährung des Lehrperso-
nals durch das Land erfolgt.

5 Selbst der Hochschulpakt II, um den im 
Moment gerungen wird, wird vom Cen-
trum für Hochschulentwicklung (CHE) für 
seine Laufzeit (2011-2015) kritisiert, die 
für eine nachhaltige und profi lorienterte 
Personalpolitik der Hochschulen zu kurz 
sei. Vgl. CHE: Ministerpräsidenten sollten 
Hochschulpakt II nachbessern – CHE-
Studie belegt Erfolg des Hochschulpakts I, 
Pressemitteilung vom 23.4.2009.

Man kann also nicht davon ausge-
hen, dass die Konjunkturmittel die 
personelle Ausstattung von Schu-
len und Hochschulen verbessern 
werden.

Die Schnelligkeit, mit der das 
Geld für Investitionen in Bildungs-
infrastruktur bereitgestellt wird, 
ist bemerkenswert angesichts 
der schleppenden Reformen in 
anderen Bereichen, die Bildungs-
forscher für mindestens genauso 
wichtig halten – man denke an die 

Kontroversen um eine Abschaffung 
der Mehrgliedrigkeit der Sekundar-
stufe.6 Selbst bildungspolitische 
Forderungen, die noch vor kur-
zem weit oben auf der politischen 
Agenda zu stehen schienen, treten 
in den Hintergrund. Das gilt z.B. für 
die Ergebnisse des Bildungsgip-
fels vom Oktober 2008, auf dem 
vereinbart wurde, die Bildungs-
ausgaben bis 2015 auf 7% des 
Bruttoinlandsprodukts zu steigern 
und die Zahl der Schulabbrecher 
zu halbieren. Doch die Reformhin-
dernisse sind vielfältig: Sie reichen 
von der Bildungshoheit der Bun-
desländer (mitsamt mangelnder 
Wettbewerbselemente zwischen 
den Ländern),7 über den Parteien-
wettbewerb auf Bundes-, Landes- 
und Kommunalebene8 bis hin zum 
Umstand, dass Bildungspolitik ein 
hochgradig durch Werte aufgela-
denes und äußerst kontroverses 
Thema ist. Im Ergebnis gibt es eine 
Vielzahl von Akteuren, die aktiv ge-
staltende Reformpolitik verhindern 
können. Dass das Konjunkturpaket 
dennoch eine bildungspolitische 
Komponente enthält, liegt daran, 
dass Bildungsförderung, auch im 
frühkindlichen Bereich, mittlerweile 
aus ihrem politischen Schattenda-
sein herausgetreten ist. Dass es 
hier bei Infrastrukturinvestitionen 
geblieben ist, ist nicht nur rechtlich 

6 Große Kontroversen löst z.B. die Forderung 
nach der Abschaffung des Gymnasiums aus.

7 Vgl. C. H e n k e s , F. Wo l f : Die Bildungs-
politik von 2002 bis 2005: Eine Misserfolgs-
geschichte und ihre Ursachen, in: C. E g l e , R. 
Z o h l n h ö f e r  (Hrsg.): Ende des rot-grünen 
Projektes. Eine Bilanz der Regierung Schröder 
2002-2005, Wiesbaden 2007, S. 355-378; M. 
H e l b i g : Andere Bundesländer, andere Aus-
sichten: Der Wohnort ist mit entscheidend für 
Bildungschancen, WZBrief Bildung 08/2009, 
http://bibliothek.wzb.eu/wzbrief-bildung/
WZBriefBildung082009_Helbig.pdf.

8 Vgl. G. L e h m b r u c h : Parteienwettbe-
werb im Bundesstaat: Regelsysteme und 
Spannungslagen im politischen System der 
Bundesrepublik Deutschland, 3. aktualisierte 
und erweiterte Aufl age, Wiesbaden 2000; F. 
W. S c h a r p f , B. R e i s s e r t , F. S c h n a b e l 
(Hrsg.): Politikverfl echtung. Theorie und Em-
pirie des kooperativen Föderalismus in der 
Bundesrepublik, Kronberg/Ts. 1976.
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bedingt,9 sondern hat auch den Vor-
teil, dass diese gut handhabbar sind: 
Die Struktur des Bildungswesens 
bleibt unangetastet, alle Bundes-
länder und viele Kommunen können 
davon profi tieren, und der Nutzen 
wird schnell sichtbar werden – in 
renovierten Räumen und Fassaden. 
Aus diesem Grund hat das Konjunk-
turpaket II schnell Bundestag und 
Bundesrat passiert und ist kaum 
auf Widerstände durch die Fraktio-
nen oder die Bundesländer gesto-
ßen. Neben der Finanzkrise haben 
die in diesem Jahr anstehenden 
Landtags- und Bundestagswahlen 
ihr Übriges getan, den Prozess zu 
beschleunigen. Das Bestreben, in 
Zeiten der Krise ein Zeichen zu set-
zen, hat eine einmalige Gelegenheit 
geschaffen, die die beteiligten Ent-
scheidungsträger nutzen, obwohl 
sie bei Bildungsreformen sonst nur 
schwer auf einen gemeinsamen 
Nenner kommen. Das Konjunktur-
paket hatte nie den Anspruch, tief-
greifende Strukturreformen im Bil-
dungswesen zu fördern. Daher ist 
es mitnichten als Fortführung des 
Bildungsgipfels vom Oktober 2008 
zu interpretieren.

Verteilungskämpfe unter 
Zeitdruck

Somit sollte es nicht erstau-
nen, dass das Konjunkturpaket II 
dem Bildungswesen bei genauer 
Betrachtung nur wenig nützt. Ers-
tens ist die Investitionssumme zu 
niedrig: Der Investitionsbedarf für 
die Sanierung von Kindertages-
stätten, Schulen und Hochschu-
len wird auf insgesamt 100 Mrd. 
Euro geschätzt.10 Doch dem Bund 
sind seit der Föderalismusreform I 
die Hände gebunden: Aus der Bil-
dungsfi nanzierung muss er sich 

9 Das Grundgesetz erlaubt dem Bund Fi-
nanzhilfen nach Art. 104b GG nur in einem 
sehr engen Rahmen (folgender Absatz).

10 Konjunkturexperte Roland Döhrn vom 
RWI, vgl. o.V.: Bauen für das BIP. Wo der 
Staat jetzt klotzen muß, in: Wirtschaftswoche 
vom 15.12.2008, S. 22.

weitgehend heraushalten und sei-
ne Finanzhilfen für Investitionen 
gemäß Art. 104b GG11 müssen sich 
auf Bereiche beschränken, in de-
nen er Gesetzgebungsbefugnisse 
besitzt. Das schließt Zuwendungen 
für die frühkindliche, schulische 
und Hochschulbildung aus – sind 
hier wie gesagt ausschließlich Län-
der und Kommunen zuständig. 
Kritiker bemängeln in der Tat, dass 
die bildungspolitische Komponen-
te des Konjunkturpakets II bereits 
gegen das Grundgesetz verstoße. 
Zur Legitimierung der Bundeshilfen 
wurde also der Investitionsbegriff 
so ausgelegt, dass er Infrastruktu-
rinvestitionen im Bereich Energie-
sparen umfasst, die in die Zustän-
digkeit des Bundes fallen. 

Zweitens ist nicht gesichert, dass 
die Mittel den bedürftigsten Einrich-
tungen zugute kommen. Die ge-
setzliche Regelung lässt offen, nach 
welchem Prinzip das Geld unter Bil-
dungseinrichtungen, Verwendungs-
zwecken und zwischen den Kommu-
nen verteilt werden soll: gleichmäßig 
und an alle oder aufgrund einer Aus-
wahl nach bestimmten Kriterien? 
Das Zukunftsinvestitionsgesetz for-
dert die Länder dazu auf, sicherzu-
stellen, „dass auch fi nanzschwache 
Kommunen Zugang zu den Finanz-
hilfen erhalten“ – Sanktionen bei 
Missachtung dieser Aufforderung 
sind aber nicht vorgesehen. Und da 
die Kommunen einen Eigenanteil zu 
kommunalen Investitionen beitra-
gen müssen, kann Finanzschwäche 
schnell zum Nachteil werden.12

11 Art. 104b GG regelt Finanzhilfen des Bun-
des an die Länder zur Abwehr einer Störung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
oder zum Ausgleich unterschiedlicher Wirt-
schaftskraft im Bundesgebiet oder zur 
Förderung des wirtschaftlichen Wachstums.

12 Umfangreiche Untersuchungen zu den 
Verteilungseffekten der Konjunkturmittel sind 
zu diesem frühen Zeitpunkt nicht möglich. 
Der Paritätische Wohlfahrtsverband äußert 
aber die Kritik, dass die Mittel „überpropor-
tional stark den Ländern mit geringen Armuts-
quoten zugute kommen“. Vgl. Spiegel Online 
vom 18.5.2009, http://www.spiegel.de/politik/
deutschland/0,1518,625480,00.html.

Verteilungskämpfe und 
Mittelvergabe im Eilverfahren

Es ist zum Beispiel nicht auszu-
schließen, dass gut ausgestattete 
Schulen aus wohlhabenden Stadt-
teilen sich am schnellsten und ef-
fektivsten um Förderung bemühen 
und besonders bedürftige Einrich-
tungen leer ausgehen, wenn sie 
weniger gut organisiert sind und 
keine fertigen Pläne vorweisen 
können. Es erstaunt auch nicht, 
dass noch vor der Verabschiedung 
des Gesetzes zum Teil öffentlich 
ausgetragene Verteilungskämpfe 
zwischen Ländern und Kommunen 
begonnen haben. Kommunen kön-
nen zwar formell nicht über die Mit-
telverteilung entscheiden, melden 
sich aber öffentlich zu Wort: Bereits 
im Januar hat sich der Deutsche 
Städtetag dafür eingesetzt, dass 
die Länder den Kommunen das 
Geld pauschal zuweisen. Nachdem 
den Ländern jedoch freigestellt 
wurde, wie sie die Gelder verteilen, 
kam es in manchen Bundesländern 
zu offenen Verteilungskonfl ikten 
zwischen kommunalen Spitzenver-
bänden und Landesregierungen.13 

Hinzu kommt, dass die Schnel-
ligkeit, mit der die Gelder in Projek-
te fl ießen sollen, gepaart mit den 
großen Unterschieden im Vergabe-
verfahren und den Förderkriterien 
der Bundesländer, Intransparenz 
und Ungleichheit fördern und we-
nig Raum für innovative Konzepte 
lassen: Bis Ende Mai sollten die 
Bundesländer dem Bundesfi nanz-
ministerium ihre Investitionspläne 
vorlegen. Aus diesem Grund muss-
ten Kommunen und Bildungsein-
richtungen in vielen Bundesländern 
ihre Anträge auf Förderung zwi-
schen Ende Februar und Ende April 
einreichen, wobei die Projekte nicht 
bereits im bestehenden Haushalt 

13 Öffentliche Debatten, in denen die Kom-
munen „ihre“ 70% einforderten, konnte man 
z.B. in Baden-Württemberg und Branden-
burg verfolgen.
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enthalten sein durften. Kommunen 
und Bildungseinrichtungen hat-
ten also nur wenige Wochen, um 
Projekte zu schaffen und Anträge 
einzureichen. Besonders proble-
matisch ist die kurze Frist für An-
tragsstellungen, weil sie kaum Zeit 
für strategische Überlegungen ließ, 
an welcher Stelle Investitionen er-
folgen sollen. Es ist eine Richtungs-
entscheidung, ob an einer Schule 
die Heizanlage überholt oder neue 
Räume geschaffen werden sollen 
für speziellen Förderunterricht oder 
Projektarbeit. Infrastrukturinvesti-
tionen können Räume schaffen für 
innovative Lernkonzepte. Aber ein 
durchdachtes Konzept vorzulegen 
benötigt Refl exion und Abstim-
mungsprozesse und somit auch 
Zeit. Durch den großen Zeitdruck 
wurden hier Chancen vergeben: 
Fördermittel fl ießen in die bestehen-
den Strukturen und festigen diese.

Bildungspolitisch gesehen ist 
das Konjunkturpaket II also kein 
großer Wurf: Das Programm ist 
nicht Bestandteil einer langfris-
tig angelegten und umfassenden 
Planung, sondern ordnet sich ei-
ner Logik des „muddling through“ 
unter: Politische Steuerung erfolgt 
hier inkrementalistisch, das heißt 
in kleinen und überschaubaren 
Schritten, nach dem Prinzip des 
geringsten Widerstandes und der 
Zustimmung auf dem kleinsten 
gemeinsamen Nenner.14 Man legt 
kein Investitionsprogramm von 100 
Mrd. Euro über einen Zeitraum von 
zehn Jahren auf, sondern reagiert 
schnell und ad hoc auf die Finanz-
krise. Der Vorteil ist, dass politische 
Strategien durchsetzbar sind und 
erprobt werden können. Doch allzu 
oft kommt es dazu, dass kurzfris-
tige Ziele nachhaltige Strategien 
verdrängen, ganz besonders, wenn 
Kosten in die Zukunft verlagert 

14 Vgl. E. C. L i n d b l o m : The Science of 
Muddling-Through, in: Public Administration 
Review, Jg. 19. (1959), S. 79-88; R. A. D a h l : 
On democracy, Yale University Press 2000.

werden können – wie durch die ge-
genwärtige Schuldenaufnahme.

Schuldenbremse und Tauziehen 
um die Wissenschaftsprogramme

Geld, für das heute hohe 
Schulden aufgenommen werden, 
schmälert den Umfang von Inves-
titionen schon morgen, wenn Zins-
zahlungen und Schuldentilgung 
anstehen. Durch das Konjunktur-
paket wird die Neuverschuldung 
voraussichtlich eine Rekordhöhe 
von etwa 50 Mrd. Euro erreichen. 
Zur „größten Neuverschuldung 
der Nachkriegszeit“15 gesellt sich 
die Erwartung hoher Steuerausfäl-
le16. Parallel dazu haben Bund und 
Länder kürzlich eine sogenannte 
„Schuldenbremse“ im Grundge-
setz verankert, die erhebliche Ein-
schränkungen für zukünftige In-
vestitionen bringt. Bereits ab 2011 
muss die öffentliche Hand die 
Neuverschuldung stufenweise zu-
rückfahren, die Länder könnten ab 
2020 keine neuen Kredite aufneh-
men, sofern keine wirtschaftliche 
Krise besteht, und müssen Zeiten 
des Aufschwungs konsequent 
zur Schuldentilgung nutzen.17 Der 
Bund wird verpfl ichtet, bis 2016 
seine jährliche Neuverschuldung 
auf 0,35% der Wirtschaftsleistung 
zu drosseln. Durch die Schulden-
bremse wird die Haushaltsautono-
mie der Länder weiter vermindert: 
Wenn Verschuldung nicht mehr 
möglich ist, folgen Einschränkun-
gen auf der Ausgabenseite – vor 
allem beim Personal und bei In-
vestitionen. Somit sind die Aus-

15 Der Entwurf für einen zweiten Nachtrags-
haushalt 2009 gibt Auskunft darüber, dass 
der Bund „die größte Neuverschuldung der 
Nachkriegszeit“ plant. Vgl. o.V.: Steinbrück 
knackt Waigels Schuldenrekord, in: Han-
delsblatt vom 20.5.2009.

16 25 Mrd. Euro für 2009 und 300 Mrd. Euro 
bis 2013. Vgl. o.V: Schuldenloch wächst auf 
47,6 Milliarden, in: Financial Times Deutsch-
land vom 22.9.2009.

17 Fünf besonders fi nanzschwache Bun-
desländer sollen in dieser Phase Unterstüt-
zungsgelder erhalten.

sichten für Bildungsinvestitionen 
– sowohl in Krisen- als auch in 
Aufschwungphasen – düster.

Als Vorboten des Sparkurses 
kann das jüngste Tauziehen um 
die drei großen Wissenschaftspro-
gramme gewertet werden. Obwohl 
sich die Wissenschaftsminister des 
Bundes und der Länder Mitte Ap-
ril für eine Fortsetzung des Hoch-
schulpaktes, der Exzellenzinitiative 
und des Paktes für Forschung und 
Innovation mit einem Volumen von 
18 Mrd. Euro bis 2019 einsetzten, 
sprachen sich die Finanzminister 
des Bundes und der Länder kur-
ze Zeit später mit Hinweis auf die 
Wirtschaftskrise gegen eine Ver-
abschiedung vor der Bundestags-
wahl aus. Dass Bundesregierung 
und Ministerpräsidenten die Wis-
senschaftsprogramme doch noch 
vor der Bundestagswahl beschlos-
sen haben, zeugt von der Bedeu-
tung, die Bildung und Forschung 
gegenwärtig eingeräumt wird. Man 
kann es aber nicht als nachhaltige 
Sicherung der Bildungs- und For-
schungsfi nanzierung werten. Die 
Exzellenzförderung und der Ausbau 
von Studienplätzen sind gesichert, 
doch für die Grundfi nanzierung der 
Hochschulen gilt das nicht. Andere 
Initiativen, wie z.B. ein geplantes 
Programm für die Verbesserung 
der Betreuung von Bachelor- und 
Masterstudierenden, läuft Gefahr, 
unter den Tisch zu fallen.

Bund zukünftig stärker gefragt?

Wenn sich der fi nanzpolitische 
Spielraum der Bundesländer durch 
die Schuldenbremse weiter verrin-
gert, ist davon auszugehen, dass 
die Länder für die Finanzierung 
ihrer Bildungssysteme wieder stär-
ker auf den Bund angewiesen sind. 
Denn von privaten Geldgebern 
sind keine substanziellen Unter-
stützungen zu erwarten, ganz im 
Gegenteil. Bereits heute warnt die 
Hochschulrektorenkonferenz, dass 
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die Hochschulfi nanzierung ohne 
den Bund nicht möglich sei.18 Auch 
für die Gewährleistung eines ein-
heitlichen Bildungsangebots wird 
der Bund in Zukunft stärker gefragt 
sein. Der Deutsche Städtetag hat 
für 2008 eine weitere Öffnung der 
Schere zwischen reichen und ar-
men Kommunen festgestellt und 
rechnet ab 2010 mit einem deutli-
chen Rückgang der kommunalen 
Steuereinnahmen.19 Der Bildungs-
fi nanzierung durch den Bund steht 
jedoch die Bildungshoheit der Län-
der im Weg, die durch die Födera-
lismusreform I eingeführt wurde, 
als die Länder den „goldenen Zü-
geln“ des Bundes Einhalt gebie-
ten wollten.20 Doch wenigstens für 
Krisenzeiten wurde im Rahmen der 
Föderalismusreform II der Spiel-
raum des Bundes für Bildungsin-
vestitionen durch die Abschaffung 

18 Vgl. Hochschulrektorenkonferenz: HRK-
Präsidentin zur Föderalismusreform II: 
Chance für bessere Hochschulfi nanzierung 
nutzen, Pressemitteilung vom 12.5.2009.

19 Vgl. Deutscher Städtetag: Investitionen 
sichern Zukunft – Steigende Sozialausga-
ben der Städte behindern Investitionen, 
Pressemitteilung vom 27.1.2009.

20 F. W. S c h a r p f : Föderalismusreform. Kein 
Ausweg aus der Politikverfl echtungsfalle?, 
Frankfurt/Main 2009, S. 101 ff.

des Kooperationsverbots in Artikel 
104b GG erweitert.21 Jetzt hat der 
Bund die Möglichkeit, in Krisenzei-
ten Mittel für Investitionen in Berei-
chen bereitzustellen, in denen er 
keine Gesetzgebungsbefugnisse 
besitzt. Eine Nachjustierung bei 
der Verteilung der Mittel des Kon-
junkturpakets II ist nun prinzipiell 
möglich. 

Ein kurzzeitiges Feuerwerk, 
kein Bildungspaket

Mit dem Konjunkturpaket II wur-
de die Krise erfreulicherweise für 
das Bildungssystem genutzt – in 
renovierten Gebäuden lehrt und 
lernt es sich einfach besser. 

Der Blick auf Bildungsausga-
ben in Krisenzeiten lehrt aber, dass 
man genau untersuchen muss, wie 
politische Programme zu bewerten 
sind – und zwar im Konzert aller ge-
genwärtigen Maßnahmen. Auf den 
ersten Blick erscheint das Kon-
junkturpaket II wie ein Segen für 
die Bildung, doch handelt es sich 
bei näherem Hinsehen um ein kurz-
zeitiges Feuerwerk. Besonders die 

21 Vgl. Drucksache des Deutschen Bun-
destags 16/12410 (Änderung des Grund-
gesetzes) und 16/12400 (Begleitgesetz zur 
Föderalismusreform).

Art und Weise, wie das Geld verteilt 
wird, birgt die Gefahr, dass beste-
hende Strukturen gefestigt und 
bestimmte Bildungseinrichtungen, 
Kommunen und Bildungssegmen-
te benachteiligt werden: „schnelle“ 
Kitas und Schulen haben es besser 
als solche, die keine fertigen Plä-
ne in der Schublade liegen hatten; 
reiche Kommunen sind im Vorteil; 
und insgesamt gibt es für Kitas und 
Schulen mehr Geld als für Hoch-
schulen. 

Das Konjunkturpaket II ist und 
bleibt also eine Maßnahme zur 
schnellen Konjunkturbelebung mit 
dem Ziel, Arbeitsplätze zu erhal-
ten, und kann nicht ernsthaft als 
Bildungspaket bezeichnet werden. 
Hierfür müssten weitere Mittel zur 
Verfügung gestellt werden, die 
auch die Personalausstattung an 
Bildungseinrichtungen verbessern 
und längere Planungshorizonte 
ermöglichen. Die steigende Ver-
schuldung öffentlicher Haushalte, 
gekoppelt mit der neuen Schul-
denbremse und dem begrenzten 
Handlungsspielraum des Bundes, 
kann sonst schnell dazu führen, 
dass Bildungseinrichtungen bald 
auf dem Trockenen sitzen.

Dieter Dohmen

Bildung für die Zukunft – 
ein umfassender konzeptioneller Ansatz

Folgt man den politischen An-
kündigungen, dann ist mit 

einem Anstieg der Bildungsaus-
gaben in den nächsten Jahren zu 
rechnen. Nach den Beschlüssen 
des Bildungsgipfels sollen die Aus-
gaben für Bildung und Forschung 
auf 10% des Bruttoinlandspro-
dukts steigen; für die Bildungsaus-
gaben heißt dies einen Anstieg von 
6,2% auf 7%. Folgt man allerdings  

der aktuellen Studie von Klemm, 
dann reichen die vorgesehenen Er-
höhungen nicht aus, um die eben-
falls im Rahmen des Bildungsgip-
fels beschlossenen Maßnahmen 
auszufi nanzieren.1 Bezieht man im 
Rahmen einer „Bildungsfi nanzie-

1 Vgl. Klaus K l e m m : Bildungsausgaben 
im föderalen System. Zur Umsetzung der 
Beschlüsse des „Bildungsgipfels“, Friedrich 
Ebert Stiftung (Hrsg.), Berlin 2009.

rungsgesamtrechnung“ die priva-
ten Ausgaben stärker mit ein, dann 
liegen diese bereits heute bei gut 
8,2% des BIP.2

Im Rahmen des Konjunkturpa-
kets II werden rund 8,5 Mrd. Euro 

2 Vgl. Dieter D o h m e n , Michael H o i : Bil-
dungsaufwand in Deutschland – Eine erwei-
terte Konzeption des Bildungsbudgets, Stu-
dien zum Deutschen Innovationssystem, Nr. 
3/2004, Köln 2004.
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für den Bildungsbereich veran-
schlagt, die allerdings vor allem 
in die energetische Gebäudesa-
nierung fl ießen und damit den Bil-
dungsprozess im engeren Sinne 
nur bedingt erreichen. Weitere 
Mittel werden für die Weiterbil-
dung bereitgestellt. Anfang Juni 
2009 wurden 7,5 Mrd. Euro für die 
Fortsetzung des Hochschulpakts 
bereitgestellt, wobei hier nicht ab-
schließend geklärt ist, inwieweit es 
(Haushalts)-Vorbehalte gibt.

Die nachfolgenden Ausführun-
gen werden zeigen, dass ein dar-
über hinaus gehender qualitativer 
und quantitativer Ausbau des Bil-
dungswesens notwendig ist, für 
den ein übergreifender Rahmen 
skizziert wird. Auch wenn nicht 
jede Veränderung mit Kosten ver-
bunden ist, folgt hieraus ein erheb-
licher zusätzlicher fi nanzieller Auf-
wand. Vor dem Hintergrund der zu 
erwartenden demografi schen Ent-
wicklung, die als Ausgangspunkt 
vorangestellt werden soll, sind die-
se Reformen jedoch hoch rentabel. 

Bildung, demografi sche Ent-
wicklung und Fachkräftemangel

Der demografi sche Wandel be-
deutet nicht nur, dass die Bevölke-
rung im Durchschnitt älter wird und 
die Erwerbstätigen länger arbeiten 
müssen, sondern auch, dass ver-
gleichsweise wenige junge Men-
schen nachwachsen. Eine simple 
Gegenüberstellung zeigt, dass die 
Gruppe der heute Mitte 40-Jähri-
gen mit über 1,3 Mio. fast doppelt 
so groß ist wie die Altersgruppe, 
die jetzt in der Grundschule ist und 
die sie in 15 bis 20 Jahren ersetzt. 

Es kommt jedoch nicht nur auf 
die Quantität, sondern auch auf die 
Qualifi kation („Qualität“) der neu 
Ausgebildeten an, wie aktuelle em-
pirische Studien belegen.3 Diese 

3 Siehe hierzu den Beitrag von Ludger W ö ß -
m a n n : Bessere Bildungsergebnisse durch 
bessere institutionelle Rahmenbedingungen 
des Bildungssystems, in diesem Heft.

Qualifi kation wird – trotz wichtiger 
Einfl üsse des Elternhauses – vor 
allem durch das Bildungssystem 
beeinfl usst.

Betrachtet man vor diesem Hin-
tergrund die aktuelle Situation, 
dann schließen auf der einen Seite 
gut 20% der jungen Menschen ih-
re Bildungslaufbahn an der Hoch-
schule und knapp zwei Drittel ihre 
Berufsausbildung erfolgreich ab; 
gleichzeitig haben konstant 15% 
eines Altersjahrgang entweder 
keinen Schulabschluss und/oder 
keine abgeschlossene Berufsaus-
bildung. Diese jungen Menschen 
haben bereits heute kaum Chan-
cen, auf dem Arbeitsmarkt dau-
erhaft Tritt zu fassen, und müssen 
damit rechnen, von zukünftigen 
Entwicklungen ausgeschlossen zu 
werden. Zudem werden sie ganz 
überwiegend von Sozialleistungen 
abhängig sein. Die Folgekosten 
sind beträchtlich. 

Die Abbildung stellt das Angebot 
an jungen Fachkräften nach Quali-
fi kationen und den voraussichtli-
chen Ersatzbedarf der Unterneh-
men dar. Dabei wird deutlich, dass 
in den nächsten knapp zehn Jah-
ren noch von einem ausreichenden 
Fachkräfteangebot ausgegangen 
werden kann. In der zweiten Hälfte 
des kommenden Jahrzehnts dreht 
sich das Bild, und die Kohorten-
stärke reicht nicht mehr aus, den 
Ersatzbedarf der Unternehmen 
zu befriedigen. Es werden insbe-
sondere Masterabsolventen sowie 
Personen mit einer abgeschlos-
senen Berufsausbildung fehlen. 
Bachelorabsolventen werden sich 
zwischen diesen beiden Gruppen 
platzieren, ein Teil wird sich dort  
positionieren können, wo bisher Di-
plomer oder Magister platziert sind. 
Es liegt die Vermutung nahe, dass 
die Unternehmen sie als Ersatz für 
die alten Fachhochschulabsolven-
ten betrachten. Ein beträchtlicher 
Teil wird in einen Verdrängungs-

wettbewerb mit berufl ich Ausgebil-
deten treten. 

Qualitativer und quantitativer 
Ausbau des Bildungssystems

Die Bildungspolitik hat vor die-
sem Hintergrund die Aufgabe, 
einerseits den Anteil der Schulab-
brecher und gering Qualifi zierten 
zu verringern und andererseits 
den Anteil der Höchstqualifi zierten 
zu erhöhen. Die nachfolgenden 
Ausführungen skizzieren ein über-
greifendes Reformprogramm, das 
alle Bildungsbereiche einschließt, 
wobei deutlich wird, dass quan-
titative und qualitative Verände-
rungen erforderlich sind. Während 
der quantitative Ausbaubedarf mit 
einem beträchtlichen fi nanziellen 
Mehraufwand verbunden ist, sind 
viele qualitativ orientierte Reformen 
haushaltsneutral umsetzbar. Eine 
Fokussierung auf bestimmte Bil-
dungsbereiche, wie etwa den Kita-
Bereich, ist nicht angezeigt, auch 
wenn dies langfristig die höchsten 
Erträge erwarten lässt. Denn die 
Konzentration darauf würde zwar 
dazu führen, dass die Krippen- und 
Kita-Kinder in 20 Jahren besser 
qualifi ziert sind, allerdings fehlten 
dann in den zehn Jahren davor die 
benötigten Fachkräfte. Dies wäre 
mit beträchtlichen Folgekosten in 
den Sozialleistungssystemen sowie 
Wachstumseinbußen für Unterneh-
men und Wirtschaft verbunden. 

Quantitativer Ausbau

Wie die Abbildung zeigt, muss 
die Hochschulabsolventenquote, 
insbesondere bezogen auf Master-
absolventen deutlich erhöht wer-
den, um ab 2015 den Ersatzbedarf 
von Unternehmen und öffentlichem 
Dienst an höchstqualifi zierten 
Akademikern decken zu können. 
Selbst eine Studienanfängerquote 
von 40% des Altersjahrgangs, wie 
sie derzeit angestrebt wird, reicht 
bei weitem nicht aus, um den ent-
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sprechenden Fachkräftebedarf zu 
decken, sofern die Übergangsquo-
te in das Masterstudium nicht bei 
deutlich über 50% der Bachelor-
Absolventen liegt.4 Die vorstehen-
de Projektion geht von diesem 
Szenario aus, wobei selbst dieses 
einen Ausbau des Hochschulsys-
tems erfordern würde, der über den 
Hochschulpakt II hinausgeht. Nach 
unseren Berechnungen wären statt 
der verabredeten 275 000 Studien-
plätze weitere 75 000 erforderlich, 
um die Nachfrage der kommenden 
Abiturientenjahrgänge zu befriedi-
gen. Dies wäre mit einem zusätz-
lichen Finanzbedarf von knapp 2 
Mrd. Euro für den Zeitraum 2011 
bis 2015 verbunden.5 Darüber hin-
aus hat der Wissenschaftsrat einen 
qualitativen Ausbaubedarf von 1,1 

4 Nach einer aktuellen Studie des Statisti-
schen Bundesamtes liegt die Übergangs-
quote derzeit bei etwa 40%, vgl. Simone 
S c h a r f e : Übergang vom Bachelor- zum 
Masterstudium an deutschen Hochschulen, 
in: Wirtschaft und Statistik, 4/2009, S. 330-
339.

5 Vgl. Dieter D o h m e n : Der „Studentenberg“ 
– Prognose und Realität, in: Kalle H a u s s , 
Saskia H e i s e , Stefan H o r n b o s t e l  (Hrsg.): 
Foresight between science and fi ction, iFQ-
Working Paper, Nr. 6, 2009 (im Erscheinen).

Mrd. Euro pro Jahr ermittelt.6 Für 
das kommende Jahrzehnt ergibt 
sich somit ein zusätzlicher Finanz-
bedarf von insgesamt rund 15 Mrd. 
Euro.

Werden die genannten Quoten 
nicht erreicht, führt die Umstellung 
auf Bachelor- und Masterabschlüs-
se einerseits zu einer Dequalifi -
zierung im Bereich der Hoch- und 
Höchstqualifi zierten. Andererseits 
werden insbesondere kleine und 
mittlere Unternehmen sowie ost-
deutsche Unternehmen und der 
öffentliche Dienst – einschließlich 
Hochschulen, Wissenschaft und 
Forschung – erhebliche Rekrutie-
rungsprobleme haben.7 

Um trotz der höheren Studieren-
denquote den Anteil an Personen 
mit abgeschlossener Berufsaus-
bildung auf vergleichbar hohem 

6 Vgl. Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur 
Qualitätsverbesserung von Lehre und Studi-
um (Drucksache 8639-08), Köln 2008.

7 Vgl. Dieter D o h m e n : Personalentwick-
lung im demografi schen Wandel, in: P+OE 
– Personal- und Organisationsentwicklung, 
2. Jg. (2007), H. 2, S. 35-38; d e r s .: Bildung 
entscheidet über die Zukunft des Standorts 
Deutschland, in: Personalführung, 2007, 
H. 9, S. 24-31.

Niveau wie heute (ca. 60%) zu 
halten, müsste einerseits der An-
teil von Personen ohne Schulab-
schluss bzw. abgeschlossene Be-
rufsausbildung – derzeit gut 15% 
des Altersjahrgangs – minimiert 
werden. Die damit verbundenen 
Maßnahmen sind zwar nicht alle 
mit zusätzlichen Ausgaben ver-
bunden, dennoch müssten z.B. 
für den fl ächendeckenden Ausbau 
von (gebundenen) Ganztagsschu-
len ca. 20 Mrd. Euro bis 2020 ver-
anschlagt werden, einschließlich 
der Erhöhungen bei den laufenden 
Ausgaben.8 

Will man die genannten Quoten 
erreichen, muss ferner der Über-
gang von Personen mit berufl icher 
Ausbildung an die Hochschulen, 
insbesondere die Fachhochschu-
len durchlässiger werden. Hier sind 
auch und gerade die Hochschulen 
gefordert. Diese tun sich bisher 
noch sehr schwer mit dieser Ziel-
gruppe, die gerade einmal 1% aller 
Studienanfänger stellt. Zusätzli-
cher Finanzbedarf dürfte lediglich 
dadurch entstehen, dass die Be-
treuungsintensität dieser Personen 
in der Studienanfangszeit höher ist, 
da sie mit dem wissenschaftlichen 
Arbeiten nicht vertraut sind. Nach 
einer Eingewöhnungszeit sind kei-
ne Leistungsdifferenzen zu ande-
ren Studierenden zu beobachten.

Eine durchgängige Höherqua-
lifi zierung, wie sie hier skizziert 
wurde, kann nur erreicht werden, 
wenn Kindern aus bildungsfernen 
Schichten der Zugang zu weiter-
führenden schulischen und hoch-
schulischen Bildungsangeboten 
erleichtert wird. Da zugleich der 
Anteil von Kindern wächst, die in 
bildungsfernen Familien bzw. Fa-
milien mit Migrationshintergrund 

8 Vgl. Dieter D o h m e n , Kathrin F u c h s : 
Kosten und Erträge ausgewählter Reform-
maßnahmen: Teilhabe durch qualitativ hoch-
wertige und gut ausgebaute Bildungs- und 
Betreuungsinfrastruktur sichern, FiBS-Fo-
rum, Nr. 44, Berlin 2009.

Fachkräfteangebot und -nachfrage nach Qualifi kationsgruppen1

(in 1000 Personen)

1 Vorausberechnung des Fachkräfteangebots nach Qualifi kationsniveau: Für Deutschland ins-
gesamt bei einer Übergangsquote von 70% der Studienberechtigten an die Hochschulen und 
einer Übergangsquote von 50% der Bachelorabsolventen in das Masterstudium. 
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geboren werden, sind hierzu neben 
dem Ausbau der Ganztagsschulen 
qualitative Veränderungen erfor-
derlich, um die intergenerationale 
Kontinuität von Bildungswegen zu 
durchbrechen. Hierzu ist neben ei-
ner verbesserten fi nanziellen För-
derung für den Besuch weiterfüh-
render Schulen, etwa in Form des 
Schüler-BAföGs, eine Übernahme 
der Kosten für Mittagsverpfl egung, 
Transport, Klassenfahrten für diese 
Zielgruppe hilfreich.9 

Von besonderer Bedeutung ist 
hierbei die frühkindliche Bildung 
und Erziehung. Insbesondere die 
Kinder aus benachteiligten Famili-
en müssten bereits im Kindergar-
ten bzw. für die unter 3-Jährigen in 
der Krippe erreicht und unterstützt 
werden. Neben qualitativen Ansät-
zen zur Sprachförderung etc. und 
Maßnahmen und Programmen, 
die die Eltern einbeziehen und un-
terstützen, ist ein weiterer Ausbau 
des Krippenbereichs über die an-
gestrebte 35%-Quote hinaus er-
forderlich. Die Mehrkosten dürften 
sich auf mehrere Milliarden Euro 
pro Jahr belaufen, abhängig vom 
Ausmaß des Ausbaus. 

Nicht eindeutig zu beantworten 
ist die Frage, welchen Einfl uss die 
Existenz von Kita-Beiträgen auf 
den Zugang von Kindern aus be-
nachteiligten Familien hat. Auch 
wenn einkommensschwache Fa-
milien meist keine bzw. allenfalls 
gering erscheinende Beiträge zah-
len, gibt es Hinweise darauf, dass 
dies Einfl uss auf die Nutzungsent-
scheidung hat. Wenn Kita-Beiträge 
abgeschafft würden, so ist dies in 
den ersten Jahren wichtiger als 
im letzten Jahr vor der Einschu-
lung. Würde man die Elternbeiträ-
ge vollständig abschaffen, würden 
Einnahmeverluste von über 2 Mrd. 
Euro pro Jahr entstehen.

9 Vgl. zu den Kosten Dieter D o h m e n , Kath-
rin F u c h s , a.a.O.

Ausgebaut werden muss auch 
der Weiterbildungsbereich. Die 
angestrebte Erhöhung der Betei-
ligungsquote von 40 auf 50% der 
erwerbstätigen Bevölkerung, ist 
zwar ein erster Schritt, sie ist je-
doch ohne eine deutliche Aufsto-
ckung des Finanzierungsvolumens, 
insbesondere zugunsten bildungs-
ferner und einkommensschwacher 
Zielgruppen nicht zu erreichen. 
Diese Zielgruppe ist einerseits 
nicht zahlungsfähig, andererseits 
sind ihre Renditeerwartungen ver-
gleichsweise gering. Ferner sind 
entsprechende Maßnahmen mit 
hohen Kosten verbunden. Dass die 
öffentliche Hand an den Erträgen 
besonders partizipiert, spricht für 
eine öffentliche Förderung.

Dieser quantitative Ausbau ist 
insgesamt mit beträchtlichen Kos-
ten verbunden. Eigene Berech-
nungen kommen zu einem Brutto-
Finanzbedarf von über 100 Mrd. 
Euro für den Zeitraum bis 2020. 
Werden mögliche Effi zienzgewin-
ne durch Einsparungen in anderen 
Bereichen des Bildungssystems 
berücksichtigt, die häufi g aber 
durch andere föderale Ebenen 
bzw. die Bundesagentur für Arbeit 
fi nanziert werden, reduzieren sich 
die Nettokosten deutlich; in wel-
chem Umfang dies letztlich der Fall 
ist, hängt davon ab, wie stark der 
Zusammenhang zwischen den Re-
formmaßnahmen und den erreich-
ten Leistungsverbesserungen ist, 
was bisher allenfalls bezogen auf 
einzelne Maßnahmen spezifi ziert 
werden kann.

Qualitative Reformen

Eine bessere Förderung benach-
teiligter Kinder kann neben dem 
Kita- und Ganztagsschulausbau 
auch durch fl exiblere Klassengrö-
ßen erreicht werden. Während eine 
generelle Verringerung der Klas-
sengröße bzw. Schüler-Lehrer-Re-
lation keine zwingend erforderliche, 

sondern eher eine kostenintensive 
Strategie ist, weisen internationale 
Untersuchungen darauf hin, dass 
kleinere Klassen oder Gruppen vor 
allem in frühen Bildungsphasen 
und bei benachteiligten Schülern 
vorteilhaft sind, wenn sie über ei-
nen längeren Zeitraum eingesetzt 
werden.10 Derzeit sinkt die Klas-
sengröße bzw. Schüler-Lehrer-
Relation aber eher mit der Verweil-
dauer bzw. dem Bildungsniveau 
der Schule; Grundschulklassen 
sind oft deutlich größer als Ober-
stufenkurse. Darüber hinaus sollte 
der Unterricht individualisiert an 
die konkreten Bedürfnisse der ein-
zelnen Schüler angepasst werden. 
Auch eine stärkere Einbindung pra-
xisnaher Elemente, wie produktives 
Lernen, Handwerk-Lernen etc. ist, 
insbesondere für leistungsschwä-
chere Schüler, vorteilhaft.

Eine zentrale Stellung im Bil-
dungssystem haben Erzieher und 
Lehrkräfte, deren Aus- und Fort-
bildung den hohen Anforderungen, 
die an sie gestellt werden, nur be-
dingt gerecht wird. Auch die Re-
formen der letzten Jahre bleiben 
– insbesondere bei den Lehramt-
Studiengängen – weiterhin zu stark 
auf die fachliche Ausbildung und 
zu wenig auf die pädagogischen, 
insbesondere auch diagnostischen 
Anforderungen ausgerichtet. Sinn-
voll wäre stattdessen für beide 
Gruppen eine konsequente duale 
Ausbildung auf Hochschulniveau, 
die vom ersten Semester an gleich-
zeitig in Hochschule und Schule 
bzw. Kita stattfi ndet.11 

10 Vgl. zusammenfassend Dieter D o h m e n 
et al.: Analyse vorliegender Meta- und Längs-
schnittstudien zur Erstellung einer Bildungs-
fi nanzierungsgesamtrechnung (unveröff.), 
Berlin 2007. 

11 Vgl. hierzu ausführlicher Dieter D o h m e n , 
Bildung für die Zukunft – Herausforderung für 
Schule und Wirtschaft, Eröffnungsreferat zur 
Schulewirtschaft – Tagung 2007, in: Bildungs-
werk der bayerischen Wirtschaft (Hrsg.): Tür 
auf! Schule und Wirtschaft im Austausch, In-
fodienst 21/2008, München, S. 30-35.
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Die Ausbildung der Erzieher 
könnte an die Fachhochschulen 
verlagert werden, um das Kompe-
tenzniveau zu erhöhen. Dies hat 
selbstverständlich Auswirkungen 
auf das Gehaltsniveau. Die Mehr-
ausgaben wären vor allem von den 
Kommunen zu fi nanzieren, die al-
lerdings an den Vorteilen einer hö-
herwertigen frühkindlichen Bildung 
und Erziehung kaum partizipieren12 
und deshalb diesbezüglich sehr 
zurückhaltend sind. 

Geht man davon aus, dass die 
Unternehmen in den kommenden 
Monaten Arbeitskräfte entlassen 
werden, könnte im Übrigen die 
derzeitige Finanzkrise genutzt wer-
den, um qualifi ziertes Personal für 
das Bildungssystem zu gewinnen. 
Die entsprechenden Maßnahmen 
könnten in Teilen über das Konjunk-
turpaket bzw. durch entsprechend 
angepasste Maßnahmen fi nanziert 
werden. Hierbei ist allerdings zu 
berücksichtigen, dass das derzei-
tige Besoldungsrecht die Kompe-
tenzen unzureichend berücksich-
tigt; die meisten Wechsler würden 
als Berufsanfänger behandelt. 
Insbesondere der skizzierte quanti-
tative Ausbau ist mit einem erheb-
lichen Personalbedarf verbunden 
und könnte als zukunftsorientiertes 
Beschäftigungsprogramm genutzt 
werden. 

Effi zienz- 
und Einsparpotenziale

In den vorangegangenen Ab-
schnitten wurden verschiedene 
Maßnahmen skizziert, die zur Ver-
besserung oder zum Ausbau des 
Bildungswesens erforderlich sind 
und die deshalb meist mit zusätzli-
chen Ausgaben verbunden waren. 
Auf der anderen Seite ergeben sich 
kurz-, mittel- und langfristig aber 
auch erhebliche Effi zienz-,  Ein-

12 Vgl. hierzu ausführlich Dieter D o h m e n : 
Bedarf, Kosten und Finanzierung des Kita-
ausbaus für die unter 3-jährigen. In: FIBS-
Forum, Nr. 38, Berlin 2007.

spar- und insbesondere Refi nan-
zierungspotenziale.

Ein Großteil der Maßnahmen ist 
mit Umschichtungen im Bildungs-
bereich verbunden, so dass letzt-
lich nur in begrenztem Umfang 
zusätzliche Mittel bereitgestellt 
werden müssen. In welchem Um-
fang dies in den einzelnen Jahren 
der Fall ist, hängt von der Umset-
zungsstrategie ab und kann daher 
kaum konkret spezifi ziert werden.

Allein wenn man unterstellt, 
dass ein Teil der heute Geringqua-
lifi zierten durch weitere Bildungs-
maßnahmen beschäftigungsfähig 
würde, ergäben sich Renditen von 
deutlich über 10%. Eine verein-
fachte Rechnung verdeutlicht dies: 
Ein durchschnittlicher Arbeitsloser 
kostet den Steuer- und Beitrags-
zahler jährlich rund 18 000 Euro. 
Findet er Beschäftigung und zahlt 
Steuern und Sozialversicherungs-
beiträge, ergibt sich bereits bei 
einem monatlichen Einkommen 
von 1500 Euro eine Differenz von 
über 26 000 Euro, bedingt durch 
die nicht erforderlichen Zahlungen 
sowie durch Steuer- und Sozialver-
sicherungszahlungen von 725 Euro 
monatlich. Bei einem Einkommen 
von 2000 Euro steigt die Differenz 
auf 33 000 Euro pro Jahr. Zum Ver-
gleich: die Kosten für Maßnahmen 
im Übergangssystem belaufen sich 
auf über 10 000 Euro je Jahr und 
Schüler, für die gymnasiale Ober-
stufe ca. 15 000 Euro insgesamt.

Der Ausbau des frühkindlichen 
Bereichs verbessert die Erwerbs-
möglichkeiten der Eltern, insbeson-
dere der Mütter. Hierbei sei darauf 
hingewiesen, dass insbesondere 
die Betreuungssituation nach der 
Einschulung unzureichend ist, und 
oft die positiven Effekte des Kita-
Ausbaus wieder zunichte macht. 
Nicht übersehen werden dürfen 
dabei die insbesondere mit dem 
quantitativen Ausbau verbunde-

nen unmittelbaren Erwerbseffekte, 
da zusätzliche Erzieher, Lehrkräfte 
und Hochschullehrer eingestellt 
werden müssten. Allein für den ver-
einbarten Krippenausbau werden 
100 000 Erzieher benötigt.

Einsparungen könnten auch 
durch eine Veränderung des Fa-
milienleistungsausgleichs erzielt 
werden. Es kann juristisch nicht 
begründet werden, warum Eltern, 
deren Kinder eine Ausbildungsver-
gütung von bis zu 900 Euro pro Mo-
nat (brutto) erhalten, als unterhalts-
pfl ichtig angesehen werden sollten. 
Diese pauschalierte Gleichbehand-
lung mit Eltern, deren Kinder in der 
gymnasialen Oberstufe sind oder 
studieren, und die beträchtliche 
Ausgaben fi nanzieren müssen, ver-
stößt daher gegen den Grundsatz 
der horizontalen Steuergerechtig-
keit.13 Hieraus resultierten Einspa-
rungen der öffentlichen Hand von 
ca. 2,4 Mrd. Euro pro Jahr.

Weitere Effi zienzgewinne können 
durch eine Verkürzung der Verweil-
dauer im Bildungssystem erzielt 
werden, sofern dadurch nicht die 
Qualität verringert wird. Dies be-
zieht sich nicht nur auf die langen 
Studienzeiten, sondern es haben 
auch viele Auszubildende vorher ein 
Berufsgrundbildungs- oder -vor-
bereitungsjahr durchlaufen oder 
eine Berufsfachschule besucht; 
knapp 25% der Studienanfänger 
haben vorher eine Berufsausbil-
dung im dualen System absolviert. 
Vor allem die Verringerung von 
Umwegen, Nachqualifi zierungen 
und Mehrfachaus bildungen führt 
zu kürzeren Bildungszeiten und 
Kosteneinsparungen. Unter Einbe-
ziehung der Studien fachwechsler 
dürften jedes Jahr fast doppelt so 
viele Jugendliche eine Ausbildung 
bzw. ein Studium beginnen, wie 

13 Vgl. hierzu grundsätzlich Dieter D o h m e n : 
Ausbildungskosten, Ausbildungssförderung 
und Familienlastenausgleich. Eine ökonomi-
sche Analyse und Berücksichtigung rechtli-
cher Rahmenbedingungen, Berlin 1999. 
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einem Alters jahrgang entsprechen 
würde. 

Wichtig sind ferner die Über-
gangszeiten zwischen den Bil-
dungsmaßnahmen. Wenn etwa 
die Verkürzung der Schulzeit bei 
doppelten Abiturjahrgängen mit 
längeren Wartezeiten auf einen 
Studienplatz verbunden ist, gehen 
die angestrebten Effi zienzgewinne 
wieder verloren. 

Zusammenfassung

Eine Umsteuerung im Bildungs-
wesen ist dringend geboten. Die 
hier skizzierte Qualifi zierungsstra-
tegie wird nicht kostenneutral zu 
haben sein, sich aber nicht erst 
langfristig auszahlen, auch wenn 
die langfristigen Erträge am größ-
ten sind. Wenn es nicht gelingt, die 
Potenziale der jungen Menschen 
auszuschöpfen, werden Deutsch-
lands Unternehmen vor beträcht-
lichen Problemen stehen. Sie wer-
den nicht nur einen Teil der Fach-
kräfte nicht ersetzen können und 
damit an Produktivität einbüßen, 
sondern auch in größerem Umfang 
ihre Betriebsstätten in Länder ver-
lagern müssen, die ihnen qualifi -

zierte Fachkräfte in ausreichendem 
Maße bieten können. Unterbleibt 
die Umsteuerung, werden die Fol-
gekosten deutlich höher sein.

Das Konjunkturpaket hätte da-
zu genutzt werden können, zu-
kunftsrelevante Investitionen mit 
kurzfristig wirksamen Impulsen zu 
verbinden.14 Dass dies nicht ge-
schehen ist, liegt daran, dass die 
Verschärfungen beim Bildungsfö-
deralismus, die in der ersten Fö-
deralismuskommission vereinbart 
wurden, weitergehende (fi nanzi-
elle) Unterstützungsmaßnahmen 
des Bundes nicht mehr zulassen. 
Da aber Kosten und Erträge des 
Bildungssystems auseinander fal-
len, kann eine ökonomische For-
derung nur lauten, zumindest die 
Finanzierung des Bildungssystems 
stärker an den Ertragsempfängern 
auszurichten. Die Alternative be-
stünde darin, die Verteilung der 
Steuer- und Sozialversicherungs-
einnahmen deutlich stärker an den 
Kostenträgern des Bildungssys-

14 Vgl. hierzu ausführlicher Dieter D o h m e n : 
Stellungnahme zur Anhörung des Ausschus-
ses für Bildung, Forschung und Technikfol-
genabschätzung zum Konjunkturpaket II am 
11. Februar 2009, Bundestags-Drucksache 
16(18)435e.

tems auszurichten. Der Bildungs-
ministerin muss man daher zugu-
te halten, dass sie die rechtlichen 
Spielräume genutzt hat. Dass dies 
unzureichend im Hinblick auf zu-
künftige Anforderung ist, bleibt da-
von unberührt.

Mit Blick auf die im Wesentli-
chen schuldenfi nanzierten Kon-
junkturprogramme, die Risiken der 
Bürgschafts- und Absicherungs-
programme für Banken und andere 
Unternehmen, die krisenbedingten 
Einnahmenausfälle in diesem und 
in den kommenden Jahren steht 
allerdings zu befürchten, dass in 
den öffentlichen Haushalten das 
Geld für entsprechende Reformen 
im Bildungssystem fehlen wird. Als 
Ausweg könnte die Vorfi nanzie-
rung entsprechender Maßnahmen 
durch private Finanziers, u.a. In-
vestoren, Stiftungen etc., dienen, 
deren Investment anschließend 
durch eine Beteiligung an den 
staatlichen Erträgen refi nanziert 
wird. Eine garantierte Verzinsung 
von 6 oder 7% dürfte für viele 
langfristig orientierte Investoren 
durchaus attraktiv sein; die staat-
liche Rendite der Maßnahmen wird 
deutlich höher sein. 

Birger P. Priddat

Universitäten des 3. Jahrtausends?

Niemandem ist bewusst, dass 
wir uns zu Beginn des 3. Jahr-

tausends befi nden. Für welche 
Entwicklungen brauchen wir wel-
che Universitäten? Was sollte ge-
lehrt werden? Ist „lehren“ noch die 
angemessene Form der Bildung 
bzw. sind Universitäten überhaupt 
die angemessene Bildungsform? 
Allein diese Fragen so zu stellen, 
fällt uns in den aktuell laufenden 
Debatten kaum ein. Die vornehm-

lich strategischen Impulse lauten: 
Mehr Geld. Aber wofür?

Eine eigenständige europäische 
oder deutsche Idee der Bildung 
für das 3. Jahrtausend fehlt; wir 
kaprizieren uns darauf, US-ameri-
kanische Muster für gut zu fi nden. 
Dabei geht es vornehmlich um Ver-
waltungseffi zienz, neue Organisati-
onsmodi, Programmstrukturen der 
Lehre, Koordination im internatio-

nalen Kontext. Zudem um Anpas-
sungen an die Forschungsexzel-
lenz amerikanischer Top-Institute. 
Das sind natürlich Schritte der Re-
form. Aber nach welchen Kriterien, 
welchem Bildungsideal?

Die Lehre bleibt dort, wo sie be-
reits angelangt war: unten, in den 
Niederungen der universitären 
Pfl ichtenkataloge. Und die For-
schung wird nach amerikanischen 
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Ranking-Standards bewertet. Über 
die Inhalte – darüber, was für das 
3. Jahrtausend an Forschung und 
Lehre relevant sein könnte – wird 
nur nebenbei gestritten.

Ergebnisse 
des Bologna-Prozesses

Einer dieser Trends, scheinbar 
inzwischen selbstverständlich ge-
worden, lautet: erhöhte wissen-
schaftliche Arbeitsteilung und fach-
liche Spezialisierung. Das soll auch 
keineswegs bestritten werden: für 
den elaborierten Forschungsbe-
trieb. Aber als Idee für das Studi-
um ist es kontraproduktiv: Bildung 
wird zur Ausbildung, zur vorschnel-
len Festlegung auf Fachlichkeiten, 
ohne dass die jungen Menschen 
ihre Potentiale ausprobieren kön-
nen, ihre Kompetenzen wirklich 
entdecken, und eine nachhaltige 
Phase der Refl ektion durchlaufen. 
Universitäten lehren Wissen sinn-
voll nur im Kontext der Auseinan-
dersetzung und Refl ektion dieses 
Wissens. Das kann nur in akade-
mischer Freiheit und breiter Aneig-
nung geschehen. Und im längeren 
Diskurs über das, was dieses Wis-
sen bedeutet. 

So bekommt die neuere Ent-
wicklung eine eigene Logik: das 
Bachelorstudium wird, wie in den 
USA, zu einer College-Stufe (mit 
dem Unterschied, dass die Colle-
ges im Grunde nichts anderes sind 
als die gymnasiale Oberstufe). Erst 
in der Graduate-Stufe (Master (MA)) 
wird eigentlich studiert. Indem man 
den BA als selbständiges Studium 
deklariert (wie auf dem Junior-Col-
lege der USA, in dem die meisten 
amerikanischen Studenten studie-
ren; nur mit dem undergraduate 
kann man in den MA gelangen), 
entkoppelt man das Studium von 
der Forschung. Die Lehre machen 
Lehrer, keine Forscher. Das ist in 
Deutschland das Fachhochschul-
modell. Folglich werden wir eine 

verstärkte Integration von Fach-
hochschulen und Hochschulen 
erleben mit dem Ziel, den BA an 
die Fachhochschulabteilungen zu 
delegieren, als Auskopplung von 
Colleges aus den Universitäten, 
oder zumindest als nachrangig im 
universitären Kontext.

Indem man die Lehre standar-
disiert (das Modulsystem des 
Bologna-Prozesses geht in diese 
Richtung), landet man bei reiner 
Wissensvermittlung, ohne Intenti-
on des „längeren Gedankenspiels“, 
das Universitäten auszeichnet. Die 
BA-Fraktionen der Universitäten 
werden Zertifi zierungsanstalten; 
das muss nicht gegen gelegentli-
che hochwertige Lehre sprechen, 
aber die wissenschaftliche und 
die Refl ektionsdimension werden 
ausgemendelt. Deswegen werden 
auch große Segmente des Unter-
richtes über das Internet laufen, 
wie auch das Fernstudium blühen 
wird – alles Formen der Lehre, 
die das Gespräch, die Refl ektion 
und komplexe Themen eher aus-
blenden (und die Dozentenkosten 
senken). Dass dann die Idee des 
„lebenslangen Lernens“ anknüpft, 
erscheint folgerichtig. Eine stark 
wissensvermittelnde Ausbildung 
weiß um die Halbwertzeiten von 
Wissen und muss ständig nach-
liefern. Unter Gesichtspunkten der 
Effi zienz lassen sich dann die Pri-
märanwesenheitszeiten des BA 
noch reduzieren (bessere Kapazi-
tätsauslastung).

Was momentan gerade wieder 
kritisch gesehen wird: der BA mit 
sechs Semestern sei zu eng ge-
strickt (Frau Wintermantel, Vorsit-
zende der Hochschulrektorenkon-
ferenz, plädiert auf Erweiterung auf 
acht Semester – das ist fast wieder 
das alte Diplom), er kann sich im 
Rahmen der Separationsstrategie 
des BA noch wieder wandeln. In 
Großbritannien gibt es hingegen 

eine Bewegung zu noch kürzeren 
BA. Hier sind Spielräume.

Man darf sich erinnern, dass der 
Bologna-Prozess wesentlich von 
der Politik vorangetrieben wurde, 
nicht von den Universitäten, und 
zwar mit dem Ziel, die Kapazitä-
ten der vorhandenen Universitäten 
besser auszulasten. Die Zahl der 
Studierenden sollte insofern ge-
senkt werden, als man kalkulierte, 
nur ca. 30% der Bachelor-Absol-
venten in die Master-Studiengänge 
aufzunehmen. Damit wurde realis-
tisch planbar, die Budgets für die 
Hochschulbildung nicht zu erhö-
hen. Das strategische Referenz-
maß für den Bologna-Prozess war 
die Kapazitätsverordnung.

Die Konsequenzen: Bildungs-
abschlüsse sind, informations-
ökonomisch argumentiert, Signale 
für Arbeitsmärkte – Komplexitäts-
reduktion für heterogene Indivi-
duen, Inhalte und Institutionen. 
Bildungssysteme mit hoher Di-
versität weisen reputative Mar-
ken mit Pfadabhängigkeit auf. Der 
Bologna-Prozess lässt eine neue 
Reputationspyramide institutionel-
ler und abschlussbezogener Art 
entstehen. Die Promotion bleibt 
der Wissenschaft vorbehalten, der 
forschungsorientierte Master wird 
das neue Qualitätssignal werden.

Ob dieser Trend angemessen 
ist im 3. Jahrtausend, bleibt eine 
offene Frage. Vornehmlich ist es 
eine Kopie des US-amerikanischen 
Ausbildungssystems, das im vor-
laufenden Bereich durchschnittlich 
schlechter bewertet wird als das 
deutsche System (weshalb die US-
Universitäten eine intensive Im-
migration des wissenschaftlichen 
Nachwuches fördern). Die natio-
nalen und kulturellen Bedingungen 
des US-Systems lassen sich kaum 
übertragen; eigene Dimensionen 
aber werden bei uns kaum entfal-
tet.
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Politik 
produziert Exzellenzcenter

Neben dem Bologna-Prozess 
hat die Universitätsreform die Ex-
zellenzcenter beschert. Die Exzel-
lenzcenter, die von einem Wissen-
schaftlergremium unter Umgehung 
der üblichen Proporzverteilungen 
der Politik ausgewählt wurden, be-
ginnen, die deutsche Hochschul-
landschaft zu ändern. Es bewegt 
sich etwas. 

Plötzlich kann die deutsche Uni-
versität sich auf Forschung umstel-
len, und zwar in der konzentrier-
testen Form eines fakultätsüber-
greifenden Centers. Alle Forscher 
werden von der Lehre befreit (was 
Studenten an forschungsintensi-
ven Universitäten insofern nicht 
auffällt, als die Lehre nichts von der 
Exzellenz versprüht, die die For-
schung zugeschrieben bekommen 
hat), mit der Folge der Viergliede-
rung des Hochschulsystems: 

(I) In den Exzellenzcentern wird • 
exzellente Forschung betrieben. 

(II) In den Phd-Studies wird der • 
wissenschaftliche Nachwuchs 
ausgebildet, mit ausgewählten 
Elitestudenten. 

(III) Die Master-Kurse werden • 
noch an der Universität gehalten, 
gleichsam als Propädeutikum für 
die Phd-Wissenschaft. 

(IV) Das Bachelorstudium, men-• 
genmäßig der größte Teil, wird an 
die Fachhochschulen delegiert 
(und an jene Universitäten, die 
man jetzt schon als „für den re-
gionalen Bedarf ausbildend“ zu 
bezeichnen beginnt), oder schon 
vermehrt mit Lecturers, wo man 
die neue Kategorie gerade ein-
führt, die die Trennung von For-
schung und Lehre personell zum 
Ausdruck bringen wird.

Nun hat die Politik etwas be-
werkstelligt, was zum einen als 
Kostensenkungsstrategie läuft: 

wenn die Studiendauer verkürzt 
wird und wenn der Übergang in die 
MA-Studien erschwert ist, fallen 
viele Studenten heraus und entlas-
ten die Hochschulen, in der Folge 
die Bildungsbudgets. Der relative 
Anstieg der Forschungsbudgets ist 
marginal. Im weltweiten Vergleich 
ist die Investitionssumme für die 
Exzellenz-Initative klein und kaum 
wirklich forschungstreibend. Die 
Politik hat aber jetzt, indem sie 
die Exzellenz-Auswahl vorgenom-
men hat, erstklassig beglaubigte 
Adressen für gezielte Forschungs-
subvention. Jetzt bietet sich ihr die 
Chance, vom gießkannenartigen 
Wässern der Hochschullandschaft 
abzurücken und nur solche Pro-
jekte zu forcieren, die andere für 
exzellent befi nden. Eine neue, au-
dit-gelenkte Bildungspolitik kann 
entstehen, mit negativen Folgen für 
die regionalen Flächen-Massenuni-
versitäten, wenn sie nicht sowieso 
mit Fachhochschulen fusionieren. 
(Diese Mergers haben schon be-
gonnen). Der Staat kann jetzt – aus 
seiner Sicht rational – die Bildungs-
budgets gezielter dort einsetzen, 
wo sie schneller positive Wirkun-
gen entfalten. 

Wenn allerdings die Politik wie-
der beginnt, ihre Proporzspiele zu 
spielen, wird der qualitätssichern-
de externe Audit absinken zur ge-
wöhnlichen Netzwerkumverteilung, 
ohne Relevanz für die Forschungs-
exzellenz. Hier ist die Politik in eine 
Selbstmäßigungsanforderung hin-
eingekommen, die sie so eigentlich 
nicht mehr kennt. Wird sie stand-
halten? Wahrscheinlich ja, aber 
anders, als man meint: mit einer 
politischen Proporzbesetzung der 
Wissenschaftlerbegutachtungs-
gremien, was man nur verhindern 
kann mit einer Regel, mindestens 
zwei Drittel der Gutachter aus dem 
Ausland zu besetzen.

Unter den Tisch fällt allemal die 
Förderung der Bildung. Unter dem 

Mantel der Forschungs-Exzellenz 
leisten wir uns in deren Schatten 
eine Umstellung von Rest-Bildung 
auf Ausbildung, mit verkürzten 
Kurszeiten, in Herstellung unrei-
fer junger Menschen. Denn die 
Forschungsfi nanzierung ist keine 
Bildungsfi nanzierung. Und der Bo-
lognaprozess wird seltsamerweise 
als Reorganisation/Zertifi kations-
angleichungsprozess interpretiert, 
wo er doch die Form der Lehre neu 
defi nieren müsste: die Frage, was 
die jungen Leute lernen sollen in 
Hinblick auf welche Kompetenzen. 
Für die Praxis auszubilden ist ein 
eher untaugliches Ansinnen, weil 
Universitäten dafür natürlich nicht 
geeignet sind: sie sind Wissens-
organisationen, keine Lehrwerk-
stätten. Vor allem ist die Praxis im 
Jahre x eine andere, als wenn die 
Studenten fertig sind im Jahre xy: 
die Differenz ist kaum zu ermessen, 
jedenfalls nicht von den Universitä-
ten selber, und vor allem nicht in 
der Ausbildung dynamisch mitzu-
vollziehen. Hier läuft die politische 
Strategie leer: man hat reformiert, 
weiß aber letztlich nicht, wozu. Nur 
Zeit und Geld werden gemindert: 
ein Knappes-Budget-Argument, 
aber keine politische Bildungs-
Strategie.

So werden die leuchtenden Ster-
ne der Exzellenz zu schwarzen Lö-
chern, die alle Energie absorbieren, 
die für die fl ächendeckenden Uni-
versitäten nicht mehr übrig bleibt. 
Da helfen dann wahrscheinlich nur 
Privatuniversitäten.

Strategische Potentiale

George Steiner1, der humanis-
tische Literaturkritiker und Philo-
soph, hat einen Vorschlag für ein 
Kerncurriculum, der in zweierlei 
Hinsicht fundamental ist: 1. knüpft 
er an die europäischen Traditionen 

1 George S t e i n e r : Bildungsideale. Plädo-
yer für ein neues Curriculum aus Mathematik, 
Musik, Architektur und Genetik, in: Lettre in-
ternationale, 77, Sommer 2007.
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an und ist 2. schlicht modern. Sei-
ne „Bildungsideale“ fokussieren 
sich auf vier Bereiche: Mathematik, 
Musik, Architektur und Genetik. Er 
besteht auf humanistischer Bil-
dung und reformiert sie zugleich, 
indem er die Grenzen zwischen 
Geistes- und Naturwissenschaft 
stärker interdisziplinär austauscht. 
Mathematik weist auf eine Interfe-
renz von Mathematik, Ästhetik und 
Physik, Musik auf eine von Musik, 
Kunst und Organisation, Architek-
tur auf eine von Architektur, Kunst, 
Ethik und Ökonomie, Genetik auf 
eine von Biologie, Chemie, Le-
benswissenschaften und Ethik. 
Erst danach studiert man die spe-
zifi schen Fächer: er plädiert hier für 
ein für alle verbindliches „studium 
fundamentale“.

Es geht hier nicht darum, Stei-
ners Idee zu verteidigen, sondern 
sie als Indikator für mögliche Neu-
gestaltungen der Universität zu be-
trachten, die die laufenden Trends 
neu refl ektieren und eine moderne 
Antwort zu geben versuchen auf 
die Frage: wozu Universität?

Steiner entfaltet die Idee eines 
„studium fundamentale et genera-
le“, das, selber noch radikalisiert, 
bedeuten kann: man studiert nicht 
Fächer, sondern Universität. Es 
geht hierbei nicht um blinde Uto-
pien, sondern um die Idee einer 
Bildungsarena, die als intellektuel-
le Anregung und Herausforderung 
zugleich zu verstehen wäre. Natür-
lich wird man in Fächern geprüft 
(am Ende), aber der Spielraum für 
die intellektuelle Neugierde kann 
nicht vor dem Studium durch eine 
Entscheidung eingeengt werden, 
die faktisch niemand wirklich tref-
fen kann, bevor er sich nicht „in 
universitas“ geübt hat.

 Akademische Freiheit ist nicht 
auf die Forscher begrenzt, son-
dern von vornherein ein Qualitäts-
merkmal des Studiums selber. Ein 

solcher Gedanke setzt voraus, 
dass man Bildung vor Ausbildung 
stellt: im klassischen Modus der 
Entwicklung von selbstbewussten 
Persönlichkeiten, die sich im Wis-
sensfeld dynamisch bewegen kön-
nen. Natürlich wird das nicht jeder 
können und wollen; aber heute 
schon ist das Abitur kein Ausweis 
für tatsächliche Studierfähigkeit. 
Und dafür gibt es ja bereits die 
Fachhochschulen, Berufsakademi-
en etc. Ist es dann aber nicht ange-
bracht, mehr Fachhochschulen zu 
gründen und die Universitäten wie-
der zu Universitäten zu machen?

Legen wir ein paar Kriterien fest

Universitäten sind Ort des län-1. 
geren Gedankenspiels: die ein-
zigen oft in einer Gesellschaft.

Das wäre eine Qualität als Maß 2. 
für die Universitätsentwicklung: 
nicht größer werden, sondern 
konzentrierter, universaler, ge-
dankenvoll.

Organisatorisch folgt dem dies: 3. 
Zerfällung aller großen Univer-
sitäten in viele kleine. Jedes 
Seminar hat sein eigenes Ge-
bäude innerhalb der Stadt, in 
urbaner Umgebung (niemals 
wieder out-of-area-universities. 
Oder abgeschottete campi).

Die Architektur und die Organi-4. 
sation sind mindestens so ent-
scheidend wie die inhaltliche 
Textur. Universitätsgebäude 
müssen architektonisch so ge-
staltet sein, dass man erhabe-
nen Hauptes eintreten und sich 
in ihnen bewegen kann.

Der Rest ist Qualität: des Den-5. 
kens. Nicht lehren (im blinden 
Weitergeben), sondern ins Den-
ken bringen: wäre ihre Aufgabe. 
Der Lehr-/Denkstuhl denkt über 
die Art und Weise nach, wie er 
Denken erzeugen kann: als In-
duktionsphänomen.

Dass man Denken lernt, ist nur 6. 
ein Teil der Kompetenz, sich 
gleichzeitig mit anderen, die es 
ebenfalls lernen, auseinander-
zusetzen. Denken, lehrt eine 
Universität en passant, ist ein 
modus collectivus, kein genie-
hafter Autismus. Also Kommu-
nikation.

Dass man zusammen lernt, ist 7. 
eine Prägung/Investition fürs 
Leben: ein Netzwerkmodus, 
wenn er verstanden wird. Uni-
versitäten sind sich eröffnen-
de Netzwerke von potentiellen 
Denkern und Entscheidern, die 
sich ihrer Verantwortung be-
wusst werden können, weil sie 
mehr als Fächer beherrschen.

Nicht dass Wissenschaft be-8. 
trieben wird, zeichnet eine 
Universität aus, sondern dass 
sie das im Kontext von jungen 
Studenten tut, die jeweils in 
die Wissensschübe hinein ge-
nommen werden. Universitäre 
Wissenschaft ist Wissenschaft 
+ Attraktion (junger Geister für 
Wissenschaft bzw. für Freiheit 
im Denken als Herausforde-
rung).

Wissenschaft kann völlig un-9. 
abhängig von Universitäten 
geschehen; aber es ist den Uni-
versitäten abträglich, wenn die 
Kollegen nicht mehr die Stu-
denten wie selbstverständlich 
in ihr elaboriertes Gespräch 
einbeziehen. Universität ist das 
Gespräch der Wissenschaftler 
im Gespräch mit den Studen-
ten. 

Alles andere ist das Erlangen 10. 
von Zertifi katen für beglaubig-
ten sozialen Aufstieg. Univer-
sitäten hingegen lehren nicht, 
sondern lassen die jungen 
Leute Forscher begleiten: im 
Denken, im Nach-Denken, im 
Laborieren, etc.
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Im Rahmen des Konjunkturpakets 
II hat die Bundesregierung Milliar-

deninvestitionen in die Bildungsinf-
rastruktur, vor allem zur Sanierung 
von Schul- und Hochschulgebäu-
den, vorgesehen. Können wir damit 
auf eine „Wende in der Bildungs-
politik“ hoffen, die greifbare Ver-
besserungen im Bildungsbereich 
verspricht? Die Ergebnisse der bil-
dungsökonomischen Forschung 
lassen daran höchsten Zweifel 
aufkommen, selbst wenn sich die 
Milliardeninvestitionen tatsächlich 
realisieren sollten. Die vorliegenden 
Ergebnisse zahlreicher empirischer 
Studien deuten darauf hin, dass 
das wirkliche Problem nicht in ers-
ter Linie in einer mangelnden Finan-
zierung liegt, sondern in den man-
gelhaften institutionellen Strukturen 
des Bildungssystems, die keine ef-
fektive Nutzung der Mittel und da-
mit keine ausreichende Qualität der 
Bildungsergebnisse sicherstellen.

Es kommt auf die institutionellen 
Rahmenbedingungen an, unter de-
nen die Menschen im Bildungssys-
tem arbeiten. Denn die Rahmenbe-
dingungen bestimmen die Anreize: 
Wir benötigen institutionelle Refor-
men, die für alle Beteiligten Anreize 
setzen, damit sich ihre Anstrengung 

für bessere Bildungsergebnisse 
lohnt. Damit es im Schulsystem zu 
erfolgreicher Kompetenzvermitt-
lung kommt, müssen alle Beteilig-
ten für ihre Aufgaben motiviert sein 
– Schülerinnen und Schüler zum 
Lernen und Lehrerinnen und Lehrer 
zum Lehren. Darum sind Anreize so 
wichtig – Anreize im weitesten Sin-
ne des Wortes: Wenn es sich lohnt, 
sich beim Lernen und Lehren anzu-
strengen, dann wird es auch dazu 
kommen. Analysen der internati-
onalen Schülervergleiche zeigen, 
dass im Bereich der schulischen 
Bildung dafür vor allem drei Din-
ge wichtig sind: mehr Wettbewerb 
unter den Schulen, mehr Selbstän-
digkeit für Schulen und Lehrer und 
externe Leistungsüberprüfung.

Bessere Bildungsleistungen 
schaffen Wachstumspotential

Bevor wir diese Reformalternati-
ven näher durchleuchten, soll kurz 
darauf eingegangen werden, wor-
um es aus (durchaus nicht nur) wirt-
schaftlicher Sicht bei den Bildungs-
reformen vor allem gehen muss. 
Neuere bildungsökonomische 
Forschungsergebnisse belegen, 
dass es für die langfristigen Wachs-
tumswirkungen nicht auf die Inputs 
im Bildungssystem oder den quan-

Ludger Wößmann

Bessere Bildungsergebnisse durch bessere institutionelle 
Rahmenbedingungen des Bildungssystems

titativen Output an Bildungsjahren 
ankommt, sondern einzig auf die 
erzielte Bildungsqualität – auf das, 
was die Schülerinnen und Schüler 
tatsächlich gelernt haben. Dement-
sprechend müssen erfolgverspre-
chende Bildungsreformen auch an 
der Frage ansetzen, wie sich die 
Qualität der Bildungsergebnisse 
verbessern lässt.

Aus theoretischer Sicht wird dem 
Humankapital der Bevölkerung 
seit längerer Zeit eine wesentliche 
Rolle für das langfristige volkswirt-
schaftliche Wachstum zugeschrie-
ben.1 Erweiterte neoklassische 
Wachstumsmodelle modellieren 
Humankapital als einen akkumu-
lierbaren Produktionsfaktor, der 
das Wachstum zumindest im 
Übergang zu einem höheren Pro-
duktionsniveau erhöht. Endogene 
Wachstumsmodelle betonen die 
Rolle des Humankapitals als Motor 
für Innovationen und technischen 
Fortschritt, der die langfristigen 
Wachstumsraten erhöht.

Um solche Vorhersagen empi-
risch testen zu können, haben wir 
in einer neueren Arbeit mit Eric A. 

1 Für einen Überblick vgl. etwa P. A g h i o n , 
P. H o w i t t : The Economics of Growth, MIT 
Press, Cambridge, MA, 2009.

Die Universitäten des 21. 11. 
Jahrhunderts (des 3. Jahrtau-
sends) kultivieren das, was in 
Gesellschaften knapp ist: ge-
lassener Geist, lange Gesprä-
che und Freude am Denken 
und Nach-Denken als Heraus-
forderung. Alles andere folgt 
daraus.

Warum sollen wir im 3. Jahrtau-
send junge Menschen ausbilden, 
die durch frühzeitige fachliche 
Engführung unterfordert werden? 
Es gibt in der Gesellschaft keine 
Instanz, die deutlich sagen kann, 
was einer studieren soll. Das müs-
sen die jungen Menschen selber 
herausfi nden können: nicht vor der 

Universität, sondern in ihr. Dafür 
muss sie sich neu organisieren: als 
Attraktor intellektueller Avantgar-
den, in neuen Formen Wissenssyn-
thesen herzustellen. Andernfalls 
entwerten wir unser intellectual ca-
pital – eine der größten möglichen 
Desinvestitionen in einer Wissens-
gesellschaft.
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Hanushek2 die zahlreichen seit Mit-
te der 1960er Jahre durchgeführten 
internationalen Vergleichstests von 
Schülerleistungen in Mathematik 
und Naturwissenschaften auf eine 
gemeinsame Skala gebracht. Dies 
ermöglicht es, die durchschnittli-
chen schulischen Leistungen der 
Bevölkerung für 50 Länder, für die 
auch international vergleichbare 
Daten über das langfristige Wirt-
schaftswachstum vorliegen, abzu-
bilden. Nimmt man das Maß der 
schulischen Leistungen in übliche 
Modelle des volkswirtschaftlichen 
Wachstums auf, dann ist der ein-
deutige Zusammenhang frappie-
rend: Je besser die Leistungen in 
den PISA-Vorgängertests, desto 
höher ist das zwischen 1960 und 
2000 gemessene Wachstum des 
Bruttoinlandsprodukts pro Kopf.3

In das einfachste Modell gehen 
als weitere Erklärungsfaktoren le-
diglich die Ausgangsniveaus des 
Pro-Kopf-Einkommens sowie die 
in Jahren gemessene Quantität 
der Bildung ein. Ohne Berücksich-
tigung der schulischen Leistungen 
kann dieses Modell nur ein Viertel 
der langfristigen Wachstumsun-
terschiede zwischen den Ländern 
erklären. Die Berücksichtigung der 
schulischen Leistungen erhöht die 
Erklärungskraft auf drei Viertel der 
gesamten internationalen Wachs-
tumsunterschiede. Und: Sobald 
das Maß der kognitiven Leistungen 
berücksichtigt wird, verschwindet 
jeglicher Effekt der Anzahl der Bil-
dungsjahre. Anders ausgedrückt: 
Schulbildung wirkt sich nur in dem 
Maße wirtschaftlich aus, wie sie 
auch tatsächlich kognitive Kompe-
tenzen vermittelt. Es reicht nicht, 

2 E.A. H a n u s h e k , L. W ö ß m a n n : The Ro-
le of Cognitive Skills in Economic Develop-
ment, in: Journal of Economic Literature, Vol. 
46 (2008), S. 607-668.

3 Dieser und weitere Teile des vorliegenden 
Beitrags basieren auf L. W ö ß m a n n : Bil-
dungssystem, PISA-Leistungen und volks-
wirtschaftliches Wachstum, in: ifo Schnell-
dienst, Heft 10 (2009), S. 23-28.

nur die Schul- oder Universitäts-
bank zu drücken; auf das Gelernte 
kommt es an.

Die Größe dieses Effektes ist 
beträchtlich: Langfristig gehen 50 
zusätzliche PISA-Punkte – grob 
der Abstand zwischen Deutsch-
land und den PISA-Spitzenreitern 
in Finnland, Korea oder Hongkong 
– mit einem zusätzlichen jährlichen 
Wachstum von gut 0,6 Prozent-
punkten einher. Das hätte unser 
Wachstum über das letzte Jahr-
zehnt etwa um die Hälfte erhöht. 
Über die untersuchten 40 Jahre 
gerechnet könnte unser Pro-Kopf-
Einkommen heute also um 30% 
höher sein.

Der Effekt erweist sich in zahl-
reichen Modellspezifi kationen, die 
unter anderem auch zahlreiche 
weitere mögliche Wachstumsde-
terminanten berücksichtigen, als 
überaus robust. Neben dem Aus-
gangsniveau des Pro-Kopf-Ein-
kommens und Maßen der instituti-
onellen Rahmenbedingungen der 
Volkswirtschaften gehören die in 
PISA und ähnlichen Tests gemes-
senen kognitiven Basiskompeten-
zen zu den wichtigsten Ursachen 
volkswirtschaftlichen Wachstums 
überhaupt. Dabei ergibt sich so-
wohl für eine gute Bildungsbasis in 
der breiten Bevölkerung als auch 
für den Anteil der Überfl ieger ein 
separat signifi kanter Einfl uss auf 
das Wirtschaftswachstum – es 
kommt also sowohl auf die Spitze 
als auch auf die Breite an.

Aber könnte es nicht sein, ließe 
sich einwenden, dass Länder, die 
aus ganz anderen Gründen schnel-
ler wachsen, auch bessere Schü-
lerleistungen aufweisen? Zahlrei-
che zusätzliche Untersuchungen 
legen nahe, dass es sich bei der 
Korrelation tatsächlich auch um ei-
nen kausalen Zusammenhang han-

delt.4 Zunächst können wir die Ana-
lyse zeitlich auseinander ziehen: 
Betrachten wir nur die bis Anfang 
der 1980er Jahre durchgeführten 
Tests, so haben diese den gleichen 
signifi kanten Effekt auf das späte-
re Wirtschaftswachstum wie die 
seit Anfang der 1980er Jahre. Eine 
umgekehrte Kausalität von Wachs-
tum auf Schülerleistungen ist auch 
deshalb wenig wahrscheinlich, weil 
sich zeigt, dass zusätzliche Res-
sourcen im Schulsystem, die viel-
leicht durch schnelleres Wachstum 
möglich wären, nicht systematisch 
mit besseren PISA-Leistungen ein-
hergehen.

In einem weiteren Untersu-
chungsschritt nutzen wir nur den-
jenigen Teil der Variation in den 
schulischen Leistungen, der sich 
aus institutionellen Unterschieden 
zwischen den Schulsystemen wie 
etwa dem Anteil privat geleiteter 
Schulen, der Schulautonomie und 
Zentralabitur ergibt. Damit können 
sonst mögliche Verzerrungen auf-
grund unbeobachtet bleibender 
Länderunterschiede ausgeschlos-
sen werden. Die Ergebnisse bele-
gen eine Kausalität von im Schul-
system generierten Leistungen auf 
das Wirtschaftswachstum. 

Schließlich können wir auch alle 
Niveauunterschiede zwischen Län-
dern, die mit unbeobachteten Län-
dereigenschaften zusammenhän-
gen könnten, außer Betracht lassen 
und uns mit unserem über die Zeit 
vergleichbaren Testmaß nur die 
Veränderungen in Testleistungen 
und Wachstumsraten anschauen. 
Eine solche Betrachtungsweise eli-
miniert jegliche Niveaueffekte, die 
mit länderspezifi schen Institutionen 
und Kulturen verbunden sein könn-
ten. Für die zwölf OECD-Länder, 

4 Vgl. zum Folgenden E. A. H a n u s h e k , 
L. W ö ß m a n n : Do Better Schools Lead to 
More Growth? Cognitive Skills, Economic 
Outcomes, and Causation, NBER Working 
Paper 14633, National Bureau for Economic 
Research, Cambridge, MA, 2009.
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für die wir sowohl sehr frühe Test-
leistungen (mindestens seit 1971) 
als auch neuere Testleistungen (bis 
2003) haben und somit längerfristi-
ge Trends in den Schülerleistungen 
berechnen können, ergibt sich das 
eindeutige Ergebnis, dass diejeni-
gen Länder, die es geschafft haben, 
ihre schulischen Leistungen zu 
verbessern, auch eine signifi kante 
Erhöhung ihrer Wachstumsrate er-
fahren haben. 

Geld allein reicht nicht – Refor-
men müssen Anreize schaffen

Die berichtete Evidenz belegt, 
dass Reformen, die die Kompeten-
zen der Schülerinnen und Schüler 
verbessern, langfristig der wichtigs-
te Hebel für höheres Wirtschafts-
wachstum sind. Wie müssten 
solche Bildungsreformen, die die 
schulischen Leistungen tatsächlich 
verbessern, konkret aussehen?5

Zahlreiche Studien auf der Grund-
lage der internationalen Schülerver-
gleichstests belegen, dass bloße 
Erhöhungen der Bildungsausgaben 
und Verkleinerungen der Klassen-
größen innerhalb des Systems, wie 
es derzeit strukturiert ist, für die 
Kompetenz-entwicklung der Schü-
lerinnen und Schüler kaum etwas 
bringen. Mehr Geld bringt nicht au-
tomatisch bessere Leistungen her-
vor. Schon allein deshalb sind von 
den derzeitigen Maßnahmen zur 
Sanierung von Schulen im Rahmen 
des Konjunkturpaketes der Bun-
desregierung keine wesentlichen 
langfristigen Wachstumseffekte zu 
erwarten, zumal das zusätzliche 
Geld nicht einmal direkt der Bildung 
zugute kommt, sondern auf reine 
Infrastrukturmaßnahmen zielt.

5 Vgl. zum Folgenden überblicksartig L. 
W ö ß m a n n : Letzte Chance für gute Schu-
len: Die 12 großen Irrtümer und was wir wirk-
lich ändern müssen, München 2007; sowie L. 
W ö ß m a n n , E. L ü d e m a n n , G. S c h ü t z , 
M. R. We s t : School Accountability, Autono-
my and Choice around the World, Chelten-
ham 2009.

Stattdessen kommt es, wie ein-
gangs erläutert, auf Reformen der 
institutionellen Rahmenbedingun-
gen an, die allen Beteiligten Anreize 
setzen, die zum Einsatz für besse-
re Bildungsergebnisse motivieren. 
Solange sich die bestehenden Rah-
menbedingungen unseres Schul-
systems und die Anreize, die es bie-
tet, nicht verändern, werden unsere 
Kinder nicht mehr lernen, wenn wir 
einfach nur mehr Geld ins System 
stecken. Konkret deuten die vor-
liegenden empirischen Befunde 
darauf hin, dass es vor allem um 
Wettbewerb, Schulautonomie und 
externe Prüfungen gehen muss.

Wettbewerb der Schulen

In den Sekundäranalysen der 
internationalen Schülervergleichs-
tests erweist sich Wettbewerb der 
Schulen um die besten Ideen, der 
durch größere Wahlmöglichkeiten 
der Eltern entsteht, als ein ent-
scheidender Einfl ussfaktor auf die 
Bildungsergebnisse. Müssen die 
Schulen um die Gunst der Eltern 
konkurrieren, dann können diese 
die aus ihrer Sicht beste Alternati-
ve wählen, und schlechte Schulen 
verlieren ihre Schüler. Das schafft 
Anreize, die Sache möglichst gut zu 
machen. Dies ist besonders dann 
der Fall, wenn es viele Schulen in 
freier Trägerschaft gibt, die echte 
Alternativen bieten. Umfassende 
Analysen der internationalen Ver-
gleichsstudien – sei es TIMSS oder 
die verschiedenen PISA-Studien 
– haben wiederholt belegt, dass 
Schulsysteme mit mehr Schulen in 
freier Trägerschaft wesentlich bes-
sere Schülerleistungen erzielen.

Dazu ist aber – ganz im Gegen-
satz zur Trägerschaft – bei der Fi-
nanzierung der Staat gefragt: Die 
Ergebnisse belegen, dass öffent-
liche Finanzierung zu besseren 
Ergebnissen führt – insbesonde-
re dann, wenn sie privat geleitete 
Schulen fi nanziert. Denn wenn sich 

aufgrund von hohem Schulgeld 
nur die oberen Zehntausend den 
Besuch von Privatschulen leisten 
können, entsteht ja kaum Wett-
bewerb: Die meisten Eltern haben 
keine Alternative. Erst wenn durch 
staatliche Finanzierung alle Schüler 
unabhängig von ihrem Hintergrund 
die gleichen Wahlmöglichkeiten ha-
ben, entsteht ein Wettbewerb der 
Schulen um die besten Konzepte, 
der allen Schülern zugute kommt. 
Deshalb schneiden Länder, die re-
lativ hohe Anteile privater Schulträ-
gerschaft mit relativ hohen Anteilen 
staatlicher Finanzierung verbinden, 
am besten ab, während Länder mit 
rein staatlicher Trägerschaft und 
relativ großer privater Finanzierung 
systematisch am schlechtesten ab-
schneiden.

Das Paradebeispiel für die Kom-
bination aus freier Trägerschaft 
und öffentlicher Finanzierung sind 
die Niederlande: Drei Viertel der 
Schüler gehen dort auf privat ge-
leitete Schulen, die gleichzeitig 
vom Staat fi nanziert werden. So 
haben Eltern mehr Wahlmöglich-
keiten. Das zwingt Schulen dazu, 
sich gute Konzepte einfallen zu 
lassen. Gleichzeitig gibt es durch 
die öffentliche Finanzierung keine 
Diskriminierung ärmerer Familien, 
da auch an den freien Schulen kei-
ne Schulgebühren anfallen. Die in-
ternational vergleichenden Studien 
zeigen, dass in solchen Systemen 
nicht nur die Leistungen insgesamt 
besser sind, sondern vor allem Kin-
der aus bildungsfernen Schichten 
profi tieren.

Derzeit bekommen Schulen in 
freier Trägerschaft in Deutschland 
zumeist in den ersten drei Jahren 
gar keine öffentliche Förderung. 
Danach ersetzt der Staat ihnen nur 
einen Teil der Personalkosten und 
zumeist keine Sachkosten. Das 
führt dazu, dass nur sehr wenige 
neue Schulen entstehen. Außer-
dem müssen diese Schulen Schul-
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gebühren erheben – wodurch wie-
derum nur Eltern mit höheren Ein-
kommen sie sich leisten können. 
Stattdessen sollte der Staat jeder 
Schule in freier Trägerschaft den 
gleichen Satz pro Schüler erstatten, 
den auch die öffentlichen Schulen 
bekommen. Gleichzeitig müssen 
sich die freien Schulen unter die 
staatliche Schulaufsicht und bun-
deseinheitliche Prüfungen stellen 
und dürfen bei staatlicher Vollfi nan-
zierung weder zusätzliche Schul-
gebühren erheben noch Schüler 
selektiv zurückweisen. In einem 
solchen System merken auch die 
öffentlichen Schulen, dass die El-
tern die Schüler abziehen, wenn sie 
keinen guten Unterricht machen. 
Das ist zwar unbequem, aber zu-
gleich ein Ansporn. Die internati-
onalen Analysen belegen, dass es 
gerade die öffentlichen Schulen 
sind, die besser werden, wenn es in 
ihrem Land mehr Schulen in freier 
Trägerschaft gibt.

Externe Überprüfung 
selbständiger Schulen

Ein weiterer zentraler Aspekt für 
die Motivation von Lehrern und 
Schulleitern besteht darin, dass sie 
selbständiger entscheiden dürfen. 
Die internationalen Leistungsver-
gleiche belegen, dass die Schüler 
dort signifi kant mehr lernen, wo 
Lehrer und Schulen in verschiede-
nen Entscheidungsbereichen mehr 
Selbständigkeit haben. Vor allem 
in Personalfragen und in Fragen 
des Tagesgeschäfts benötigen die 
Schulen viel mehr Freiheit. So ist 
die planwirtschaftlich organisier-
te Zuweisung von Lehrern auf die 
öffentlichen Schulen durch Schul-
behörden ein Anachronismus, der 
die Schulen in Deutschland darin 
behindert, das Beste aus dem Po-
tential ihrer Lehrer und Schüler her-
auszuholen.

Außerdem sollten Schulen und 
Lehrer selbst darüber entscheiden 

können, wie sie das ihnen zuste-
hende Budget verwenden wollen. 
Dort, wo Schulen selbst über den 
Einkauf von Materialien entschei-
den und Lehrer die Ressourcen-
anschaffung beeinfl ussen können, 
lernen Schüler mehr. Es motiviert, 
wenn man als Fachmann für die 
Kompetenzvermittlung angese-
hen wird und echte Verantwortung 
übertragen bekommt.

Zu einem erfolgreichen Einsatz 
von Schulautonomie gehört aber 
auch eine externe Kontrolle der er-
zielten Bildungsleistungen. So ge-
hören Selbständigkeit von Schulen 
und externe Leistungsüberprüfun-
gen zusammen. Eine erfolgreiche 
Bildungspolitik legt Standards ex-
tern fest und überprüft ihr Erreichen 
extern, überlässt es dann aber den 
Schulen selbst, wie sie diese am 
besten erreichen können. Denn ex-
terne Prüfungen führen dazu, dass 
sich Schulautonomie positiver auf 
die erzielten Bildungsleistungen 
auswirkt.

Auch unabhängig vom Autono-
miegrad der Schulen erweisen sich 
externe Prüfungen als leistungs-
fördernd. Sowohl der Bundeslän-
der- als auch der internationale 
Vergleich belegen, dass Schüler-
leistungen dort wesentlich besser 
sind, wo es externe Prüfungen der 
verschiedenen Abschlüsse wie das 
Zentralabitur gibt. Bei externen 
Abschlussprüfungen lohnt es sich 
für die Schülerinnen und Schüler 
viel mehr, sich für gute Noten an-
zustrengen, denn diese werden 
später spürbarere Konsequenzen 
haben, weil sie potentiellen Arbeit-
gebern ein klareres Signal über die 
tatsächlichen Leistungen der Be-
werber geben.

Durch den Maßstab der externen 
Prüfungen können auch die Leh-
rer sehen, wie sehr sich ihr Einsatz 
gelohnt hat. Eltern und Schulleiter 
können besser beurteilen, ob Leh-

rer eine erfolgreiche Wissensver-
mittlung leisten. Damit entstehen 
für die Lehrer verstärkte Anreize, 
den Schülern möglichst viel des 
erwarteten Stoffes beizubringen. 
So machen externe Prüfungen alle 
Beteiligten für das Erreichte verant-
wortlich. Deshalb sollten die derzeit 
entstehenden nationalen Bildungs-
standards schleunigst durch natio-
nale Prüfungsbestandteile ergänzt 
werden.

Die vergleichende Prüfung der 
Bundesländer löst weitere Anreiz-
wirkungen aus: Im neuesten PISA-
Bundesländervergleich haben sich 
die Schlusslichter aus dem Jahr 
2000 – Bremen, Sachsen-Anhalt, 
Brandenburg – bis 2006 am meis-
ten verbessert, während sich die 
Spitzenreiter eher auf ihren Lor-
beeren ausgeruht haben. Bei den 
Schlusslichtern hat der Leistungs-
vergleich gewirkt, sie haben mehr 
als die Hälfte ihres Rückstandes 
zu den Spitzenreitern aufgeholt. 
Hier zeigt sich die Macht von PI-
SA: Bei den Landesregierungen, 
die am schlechtesten abschneiden, 
entsteht ein gewaltiger politischer 
Druck, endlich etwas zu ändern 
und besser zu machen. Da sieht 
man, was allein das Publikma-
chen von Bildungsergebnissen für 
Anreize auslösen kann. Auch Kul-
tusminister reagieren auf Anreize. 
Umso verheerender ist das Signal, 
dass die Kultusministerkonferenz 
beschlossen hat, schon in der in 
diesem Jahr stattfi ndenden nächs-
ten PISA-Runde keinen Vergleich 
zwischen den Bundesländern mehr 
durchzuführen.

Fazit 

In Zeiten des globalen Wett-
bewerbs, der andauernde tech-
nische und strukturelle Verände-
rungen mit sich bringt, können 
wir letztlich nur durch besseres 
Wissen und bessere Kompeten-
zen der Bevölkerung bestehen. 
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In den letzten Jahren wird ver-
mehrt auf die Bedeutung der frü-

hen Kindheit für die Bildung im Ju-
gend- und Erwachsenenalter bzw. 
für Bildungsprozesse schlechthin 
hingewiesen. Dies wird unterlegt 
mit Forschungsergebnissen aus 
der neuronalen Hirnforschung, 
der Entwicklungspsychologie, der 
Erziehungswissenschaft und ver-
mehrt auch aus dem Bereich der 
Bildungsökonomie. Nicht zuletzt 
weist in jüngster Vergangenheit der 
Ökonomienobelpreisträger James 
Heckman in unterschiedlichen Ar-
beiten immer wieder darauf hin, 
dass die Rendite von Investitionen in 
das Humanvermögen in den frühen 
Jahren am höchsten ist, insbeson-
dere, wenn Kinder aus benachteilig-
ten Familien betrachtet werden.

Dem frühkindlichen Bildungsbe-
reich sollte von daher eine beson-
dere Bedeutung zukommen, denn 
frühkindliche Bildungsinvestitionen 
sind volkswirtschaftlich außeror-
dentlich rentabel. Dies haben auch 
Kosten-Nutzen-Analysen aus dem 
anglo-amerikanischen Raum belegt. 
Dabei umfasst das Kosten-Nutzen-
Verhältnis eine Bandbreite von 1:3 
bei der Carolina Abecedarian Study 
bis zu 1:17 beim Perry Preschool 
Project. Auch in Deutschland gibt 
es zunehmend Kosten-Nutzen-Be-
rechnungen. Nicht zuletzt aufgrund 
einer schlechteren Datenlage sind 
diese Berechnungen allerdings we-

C. Katharina Spieß

Achillesferse „frühkindliche Bildung“

niger differenziert, sie kommen je-
doch zu ähnlichen Ergebnissen. 1

Zu wenig öffentliche Ressourcen

Im Vergleich der unterschiedli-
chen Bildungsbereiche kommt der 
frühkindlichen Phase bildungspoli-
tisch immer noch ein sehr geringer 
Stellenwert zu, auch wenn ihre bil-
dungspolitische Bedeutung in den 
letzten Jahren zugenommen hat. 
Im Durchschnitt der OECD Staa-
ten betragen die Ausgaben für die 
Betreuung von Kindern, die noch 
keine Schule besuchen, 0,6% des 
Bruttoinlandsproduktes (BIP). An-
deren Bildungsbereichen, wie dem 
Primarbereich, kommen im OECD-
Mittel mit 1,4% bzw. dem Sekun-
darbereich mit 2,2% des BIP mehr 
öffentliche Mittel zu.

Insbesondere in Deutschland 
sind die Ausgaben für die Betreuung 
und Bildung von Kindern unter drei 
Jahren sehr niedrig: Insgesamt gibt 
Deutschland nur 0,1% seines BIP 
für diesen Bereich aus, der entspre-
chende Anteil für Kinder im Alter von 
drei Jahren bis zum Schul eintritt ist 
mit 0,3% des BIP nicht sehr viel hö-
her. Im Primarbereich betragen die 
Ausgabenanteile immerhin 0,7% 

1 Für eine zusammenfassende Darstellung 
vgl. C. K. S p i e ß : Volkswirtschaftliche Be-
deutung der Kinderbetreuung: Wie ist diese 
zu bewerten und was können wir dabei aus 
dem Ausland lernen?, in: U. von der L e y e n ,  
V. S p i d l a  (Hrsg.): Voneinander lernen – mit-
einander handeln. Aufgaben und Perspek-
tiven der Europäischen Allianz für Familien, 
Baden-Baden 2009, S. 251-263.

und im Sekundarbereich 2,3% des 
BIP. Jedoch nicht nur aufgrund der 
relativ geringen öffentlichen Ausga-
ben in den frühkindlichen Bereich 
ist er eine, wenn nicht sogar die 
Achillesferse des deutschen Bil-
dungssystems. Im Folgenden soll 
dies weiter erläutert werden.

Bundesbeteiligung ökonomisch 
sinnvoll

Wenn die grundsätzlich mögliche 
Bildungsrendite früher Jahre ausge-
schöpft werden soll, muss Deutsch-
land mehr in die frühkindliche Bil-
dung investieren. Dies haben die 
politisch Verantwortlichen auf un-
terschiedlichen Ebenen, des Bun-
des, der Länder und vieler Kommu-
nen in den letzten Jahren vermehrt 
erkannt. Auch der Bund hat sich 
erstmalig zu einer expliziten Mit-
verantwortung an der Finanzierung 
der frühen Förderung von Kindern 
bereit erklärt: In Ansätzen geschah 
dies bereits mit dem Tagesbetreu-
ungsausbaugesetz (TAG) aus dem 
Jahr 2004.

Mit noch mehr Nachdruck wur-
de dies im Kinderförderungsgesetz 
(KiFöG), das am 1. Januar 2009 in 
Kraft trat, festgehalten. Gemäß dem 
KiFöG beteiligt sich der Bund mit 
insgesamt 4 Mrd. Euro an dem Aus-
bau der Betreuung für Kinder unter 
drei Jahren („U3-Ausbau“). Es ste-
hen 2,15 Mrd. Euro über ein Son-
dervermögen für Investitionskosten 
bereit. Außerdem beteiligt sich der 

Darum bedürfen wir einer echten 
„Wende in der Bildungspolitik“, 
die sich an der Qualität der erziel-
ten Bildungsergebnisse messen 
lässt. Die empirischen Ergebnisse 
der bildungsökonomischen For-

schung belegen, dass bessere 
Bildungskompetenzen weniger 
durch bloße Ausgabenerhöhun-
gen als vielmehr durch Reformen 
der institutionellen Rahmenbedin-
gungen zu erreichen sind. Deshalb 

muss die Bildungspolitik sich der 
Förderung des Wettbewerbs unter 
den Schulen, der Selbständigkeit 
von Schulen und der externen 
Überprüfungen der erzielten Leis-
tungen zuwenden.
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Bund in der Aufbauphase bis 2013 
mit 1,85 Mrd.Euro an den Betriebs-
kosten für die Einrichtungen, da-
nach dauerhaft mit jährlich 770 Milli-
onen Euro im Jahr. Diese Ausgaben 
werden durch eine Umschichtung 
in der Umsatzsteuerverteilung zu-
gunsten der Länder fi nanziert. 

Eine Beteiligung des Bundes ist 
ökonomisch sinnvoll und notwen-
dig, denn auch der Bund hat einen 
hohen Nutzen aus einer frühkindli-
chen Förderung. Allerdings ist nicht 
explizit sichergestellt, dass die Län-
der ihre höheren Umsatzsteueran-
teile tatsächlich in den Ausbau von 
Kindertageseinrichtungen investie-
ren, dazu kann sie letztlich keiner 
verpfl ichten. Grundsätzlich wäre 
von daher eine alternative Bundes-
beteiligung vorzuziehen. Im Som-
mer 2007 wurde überlegt, ob der 
Bund sich über Bundesgutscheine 
an den Kosten für den „Kita-Aus-
bau“ beteiligt. Dies ist eine Lösung, 
die eine Zweckbindung der Mittel 
explizit garantiert hätte. 

Auch die Länder und Kommunen 
sind weiterhin gefragt

Die Ausgaben des Bundes sollen 
mit dazu beitragen, dass bis zum 
Jahr 2013 35% der Kinder unter 
drei Jahren ein Betreuungsplatz zur 
Verfügung steht. Die ostdeutschen 
Bundesländer haben mit einer Be-
treuungsquote von 42,4% diese 
Zielmarke bereits erreicht, in den 
westdeutschen Bundesländern ist 
die Quote mit 12,2% (Stand: März 
2008) noch weit unter dem anvisier-
ten Platzangebot. Es muss deshalb 
insbesondere in Westdeutschland 
von den für den Betreuungsausbau 
verantwortlichen Ländern und Kom-
munen noch einiges mehr investiert 
werden. Dazu haben sich diese zu-
mindest politisch verständigt. Die 
bisherigen Träger der Einrichtun-
gen müssen entsprechend mitzie-
hen und ausbauen. Dabei sind die 
kommunalen Träger ebenso gefragt 

wie die Träger der freien Jugendhil-
fe. Sie sind es, die in Deutschland 
den frühkindlichen Bildungsbereich 
dominieren. 

Privat-gewerbliche Anbieter 
ebenfalls fördern

Allerdings sollten Länder und 
Kommunen auch privat-gewerbli-
che Anbieter fördern. Sie könnten 
mit dazu beitragen, den Ausbau zu 
beschleunigen. Bisher haben sie in 
Deutschland kaum eine Bedeutung. 
Der Marktanteil der nicht staatlichen 
Träger, die nicht gemeinnützig wirt-
schaften, betrug im Jahr 2008 im 
„U3-Bereich“ in Westdeutschland 
4% und in Ostdeutschland 1,2% 
(dies umfasst sowohl rein privat-ge-
werbliche als auch betriebliche Ein-
richtungen). Im Bereich der Kinder 
im Alter von drei bis sechs Jahren 
war der Anteil mit 0,7% (West) und 
0,4% (Ost) noch niedriger. Diese 
geringe Marktpräsenz ist vorrangig 
darauf zurückzuführen, dass ei-
ne Förderung privat-gewerblicher 
Träger bis zum Jahr 2005 grund-
sätzlich nicht möglich war. Mit dem 
Tagesbetreuungsausbaugesetz der 
letzten Bundesregierung hat der 
Bundesgesetzgeber es den Län-
dern allerdings freigestellt, andere 
Regelungen zu treffen. Eine anvi-
sierte bundeseinheitliche Regelung, 
die in einen Gesetzentwurf zum 
KiFöG Eingang gefunden hat, hat 
sich allerdings nicht durchgesetzt. 
In sechs Bundesländern war die 
Förderung von sogenannten „Wirt-
schaftsunternehmen“ allerdings 
bereits im Jahr 2007 zulässig und 
in drei weiteren Ländern war dies 
in Ausnahmefällen möglich. Ledig-
lich fünf Bundesländer lehnen dies 
grundsätzlich ab. 

Insgesamt bestehen immer 
noch Vorbehalte gegenüber privat-
gewerblichen Angeboten. So wird 
teilweise vermutet, dass eine Auf-
gabe des Gemeinnützigkeitsstatus 
als Voraussetzung für eine öffentli-

che Förderung zu Einbußen bei der 
Qualität führt und Preissteigerungen 
zu erwarten sind. Für diese Vermu-
tungen gibt es allerdings keine ein-
deutigen empirischen Belege. Viel-
mehr können fundierte US-amerika-
nische Studien belegen, dass auch 
„For-Profi t-Anbieter“ c.p. eine hohe 
pädagogische Qualität anbieten.2 
Hinzu kommt, dass in Deutschland 
der Markteintritt von allen Anbie-
tern ohnehin über eine Betriebser-
laubnis geregelt ist und staatliche 
Qualitätssicherungsmaßnahmen 
bei allen Kindertageseinrichtungen 
durchgeführt werden – auch bei den 
bisher nicht bundesweit geförderten 
privat-gewerblichen Trägern. 

Darüber hinaus fi nden sich im zu-
ständigen Bundesgesetz Regelun-
gen zu der Erhebung von „Kosten-
beiträgen“. Die große Mehrheit der 
Länder regelt die „Preise“ für Kin-
dertageseinrichtungen verbindlich, 
so dass im Bereich frühkindlicher 
Bildung ohnehin keine freie Preis-
setzung möglich ist. Wenn privat-
gewerbliche Anbieter öffentliche 
Fördergelder erhalten, sind auch für 
sie entsprechende Gebührenord-
nungen bindend. Von daher sollten 
noch mehr Länder die Förderung 
privat-gewerblicher Anbieter nut-
zen, um die Geschwindigkeit des 
Ausbaus zu forcieren. Dass darin 
ein Potential besteht, zeigt der An-
teil der privat-gewerblichen Träger 
am „U3-Ausbau“ in den letzten drei 
Jahren: Er betrug zwischen 2006 
und 2008 immerhin 7% im Bundes-
mittel und dies, obwohl gewinnori-
entierte Anbieter keinesfalls bun-
desweit gefördert werden.

Auch die Qualität muss 
verbessert werden

Allerdings wird ein rein quantitati-
ver Ausbau nicht ausreichen, wenn 

2 D. B l a u , J. C u r r i e : Effi cient Provision 
of High-Quality Early Childhood Education: 
Does the Private Sector or Public Sector Do 
It Best?, in: DICE REPORT Journal for Institu-
tional Comparisons, 6, 2008, S. 15-20.
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die grundsätzlich hohe Rendite 
frühkindlicher Bildungsinvestitionen 
ausgeschöpft werden soll. Auch 
unter qualitativen Gesichtspunkten 
muss Deutschland weiter aufholen. 
Hier hat sich in den letzten Jahren 
einiges getan. Auf Bundesebene 
hat der Bund z.B. das „Aktionspro-
gramm Kindertagespfl ege“ ins Le-
ben gerufen. Damit soll die Kinder-
tagespfl ege in Deutschland zu einer 
qualitativ gleichwertigen Alternative 
für die Betreuung insbesondere jun-
ger Kinder werden. Mit dem „Forum 
frühkindliche Bildung“ will der Bund 
Impulse für die qualitative Weiter-
entwicklung der Kindertagesein-
richtungen geben. 

Nach wie vor liegt die originä-
re Aufgabe der Qualitätssicherung 
aber bei den Ländern und Kommu-
nen. Auch diese haben in den letz-
ten Jahren vielfältige Anstrengungen 
unternommen, um die pädagogi-
sche Qualität der Bildungs- und Be-
treuungsangebote zu verbessern. 
Auf regionaler Ebene oder auch auf 
der Ebene einzelner Einrichtungen 
gibt es viele Vorbilder. Allerdings 
fehlt ein einheitliches bundesweites 
Konzept.

Immerhin haben sich die Länder 
auf die Einführung von Bildungsplä-
nen verständigt. Positiv hervorzu-
heben ist, dass zwischen 2002 und 
2006 alle Länder entsprechende 
Pläne erarbeitet und veröffentlicht 
haben. Ein genauerer Blick auf die 
Bildungspläne zeigt jedoch, dass 
diese extrem heterogen sind, was 
ihre Inhalte, ihre Implementierung 
aber insbesondere auch ihre Ver-
bindlichkeit angeht. Wenn im schu-
lischen Bereich große Unterschiede 
zwischen den Bundesländern be-
klagt werden, so kann im Elemen-
tarbereich von einer noch sehr viel 
größeren Heterogenität gesprochen 
werden. Bildungschancen variie-
ren im frühkindlichen Bereich noch 
sehr viel stärker regional als in an-
deren Bildungsbereichen. Darüber 

hinaus ist häufi g nicht erkennbar, 
welche Anreize gesetzt wurden, um 
eine Einhaltung der Bildungspläne 
zu garantieren. Einige Länder, wie 
z.B. Berlin machen künftige Finan-
zierungszusagen an die Einrichtun-
gen auch von qualitativen Aspekten 
abhängig, die über die bisherigen 
Standards hinaus gehen. Solche 
Anreize sind insbesondere dann 
effektiv und effi zient, wenn sie mit 
transparenten, validen und belast-
baren Qualitätsfeststellungsverfah-
ren verbunden sind. 

In Fachkreisen vielfach diskutiert 
wird das Ziel, die Qualifi kation der 
Erzieherinnen und Erzieher zu ver-
bessern. Dies ist wichtig, um die 
pädagogische Qualität der Betreu-
ung zu erhöhen. Auch hier existieren 
vielfältige Ansätze, die bundesweit 
noch stärker gebündelt und aufein-
ander abgestimmt werden sollten. 

Fernerhin sollten Qualitätsfest-
stellungsverfahren weiter vorange-
trieben werden, die es auch Eltern 
ermöglichen, die pädagogische 
Qualität einer Kindertageseinrich-
tung besser zu beurteilen. Dies ist 
aus ökonomischen Überlegungen 
sinnvoll, um die asymmetrischen 
Informationsverhältnisse in diesem 
„Marktsegment“ zu verringern. Ver-
braucherschutz ist hier notwendig 
und die Nachfrager brauchen In-
strumente, wie beispielsweise ein 
Qualitätsgütesiegel, um eine fun-
dierte Entscheidung für ihre Kinder 
und sich treffen zu können. 

Zielgruppenorientierung 
notwendig

Die potentiell hohe Rendite früh-
kindlicher Bildungsinvestitionen 
kann jedoch nicht alleine durch ei-
nen quantitativen und qualitativen 
Ausbau frühkindlicher Förderan-
gebote realisiert werden. Vielmehr 
sind inbesondere jene Gruppen zu 
beachten, deren Förderung beson-
ders hohe Renditen verspricht. Dies 
sind Kinder aus benachteiligten Fa-

milien. Auf der einen Seite gilt der 
deutsche Elementarbereich inter-
national betrachtet als vorbildlich, 
da er grundsätzlich auf Kinder aller 
Familien ausgerichtet ist und in die-
sem Sinne als „universal approach“ 
zu bezeichnen ist. Eine Analyse der 
Nutzergruppen von Kindertages-
einrichtungen zeigt auf der anderen 
Seite, dass gerade jene Gruppen, 
die von einer frühkindlichen Förde-
rung besonders profi tieren würden, 
in Kindertageseinrichtungen unter-
repräsentiert sind. Dies ist insbeson-
dere für Kinder im „U3-Bereich“ der 
Fall. Kinder aus einkommensarmen 
oder auch deprivierten Haushalten 
sind in Kindertageseinrichtungen 
weniger vertreten, dies belegen 
Analysen auf der Basis des Sozio-
oekonomischen Panels (SOEP): In 
Westdeutschland verringert sich die 
Wahrscheinlichkeit, eine Kinderta-
geseinrichtung zu besuchen c.p. um 
etwas mehr als 5%, wenn ein Kind 
in einer einkommensarmen Familie 
lebt. In Ostdeutschland beträgt die-
ser Wert sogar nahezu 10%. Dies 
trifft in Westdeutschland auch auf 
Kinder zu, bei denen beide Eltern-
teile einen Migrationshintergrund 
haben. Sie haben eine um fast 12% 
verringerte Wahrscheinlichkeit ge-
genüber Kindern ohne elterlichen 
Migrationshintergrund.3

Ein Bildungssystem, das früh-
kindlich in das Humanvermögen 
der Zukunft investieren möchte, 
darf diese Gruppen von Kindern 
nicht außen vor lassen. Im frühkind-
lichen Bereich sollten demnach öf-
fentliche Ressourcen noch gezielter 
eingesetzt werden, um diese Grup-
pen zu fördern. Dies darf nicht be-
deuten, dass der deutsche Ansatz 
einer Kindertageseinrichtung für alle 
Kinder obsolet wäre. Im Gegenteil, 

3 Vgl. dazu C.K. S p i e ß , E. M. B e rg e r, O. 
G ro h - S a m b e rg : Overcoming disparities 
and expanding access to early childhood 
services in Germany: Policy Considerations 
and Funding Options, UNICEF Innocenti Re-
search Centre Working Paper IWP-2008-03, 
Florenz 2008.
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es geht um einen Ansatz, der als 
„target within universal“ bezeichnet 
werden kann. Es sollen keine spe-
ziellen Einrichtungen für bestimmte 
Zielgruppen geschaffen werden. 

Es ist allerdings auch nicht zu er-
warten, dass eine weitere Befreiung 
der Eltern von „Kita-Gebühren“ die-
se Probleme löst, da benachteiligte 
Gruppen ohnehin oft geringe oder 
keine Beiträge zahlen. In nahezu 
allen Bundesländern sind einkom-
mensgestaffelte Elternbeiträge die 
Regel. Lediglich vier Bundesländer 
geben nur eine Empfehlung zur 
Staffelung der Elternbeiträge, d.h. 
dort ist eine Staffelung nicht ver-
pfl ichtend (Stand 2007). In Härte-
fällen entfallen die Gebühren häufi g 
oder werden von anderen öffentli-
chen Stellen übernommen. Insge-
samt zahlen nach Berechnungen 
des Deutschen Jugendinstituts DJI 
in München 9% der Familien keine 
Beiträge.4 Hinzu kommt, dass die 
Gebühren in Deutschland im inter-
nationalen Vergleich relativ gering 
sind. Standardisiert für eine Fami-
lie mit einem zwei Jahre alten Kind, 
zeigt eine Studie der OECD, dass 
deutsche Familien mit einem Ge-
bührenanteil von 12% am Einkom-
men unter dem Durchschnitt ande-
rer OECD Länder von 16% liegen.5

Eine stärker zielgruppenspezi-
fi sche Förderung könnte vielmehr 
über zweckgebundene Transfers an 
die Subjekte – in diesem Falle die 
Eltern – erfolgen. Bildungsgutschei-
ne im frühkindlichen Bereich, die 
Kinder aus benachteiligten Famili-
en stärker fördern, können ökono-
misch begründet werden. Den Ein-

4  Vgl. K. F u c h s - R e c h l i n : Soziale Hinter-
gründe der Inanspruchnahme von Kinderta-
gesbetreuung und fi nanzieller Aufwand der 
Eltern – Auswertungen des Sozio-ökonomi-
schen Panels, in: Deutsches Jugendinstitut 
(2008): Zahlenspiegel 2007, München, Kapi-
tel 8.

5 Vgl. H. I m m e r v o l l , D. B a r b e r : Can pa-
rents afford to work? Childcare Costs, Tax 
Benefi t Policies and Work Incentives, OECD 
Social, Employment and Migration Working 
Papers Number 31, Paris 2005.

richtungen könnten so indirekt für 
die Bildung und Betreuung benach-
teiligter Kinder mehr öffentliche Gel-
der zukommen. In jedem Fall dürfen 
Bedarfskriterien für eine Förderung 
nicht allein auf die Erwerbstätigkeit 
und Ausbildung von Eltern oder de-
ren Erwerbssuche abstellen. Aus 
bildungsökonomischen Überlegun-
gen sind insbesondere auch Kinder 
aus benachteiligten Familien zu för-
dern.

Beteiligung der Familien in der 
frühen Kindheit wichtig

Ein quantitativer, qualitativer und 
zielgruppenorientierter Ausbau 
von Kindertageseinrichtungen ist 
ein zentraler Schritt, um die früh-
kindliche Bildung in Deutschland 
zu verbessern. Er kann allerdings 
in seiner Effektivität und Effi zienz 
noch gesteigert werden, wenn ein 
weiteres wichtiges Spezifi kum der 
frühkindlichen Bildung mit bedacht 
wird. So ist es frühkindlichen Bil-
dungsprozessen eigen, dass sie 
insbesondere dann erfolgreich 
sind, wenn die Familien miteinbe-
zogen werden. Wenn Unterschiede 
in den Fähigkeiten von jungen Kin-
dern analysiert werden sollen, ist 
es nach wie vor die Familie, die am 
meisten an Varianz erklärt und nur 
an zweiter Stelle die Kindertages-
einrichtung. Dieser Einfl uss der Fa-
milie wird mit zunehmendem Alter 
der Kinder geringer. Pädagogisch 
ambitionierte Bildungsprogramme, 
die weltweit für ihren Erfolg insbe-
sondere bei Kindern aus benach-
teiligten Familien bekannt sind, 
sind darauf hin ausgerichtet: So 
ist z.B. dem Perry Preschool Pro-
gram, das nicht zuletzt von Ökono-
men wie James Heckman auf seine 
Wirkung hin analysiert wurde, eine 
enge Eltern arbeit immanent. Eltern 
werden in das Programm mitein-
gebunden und dies mit einem ei-

gens auf sie zugeschnittenen Pro-
grammteil. 6

Auf den deutschen Kontext über-
tragen heißt dies, dass neuere Ent-
wicklungen, die bereits in einigen 
Bundesländern Schule machen, 
auch aus bildungsökonomischen 
Gesichtspunkten als sehr sinn-
voll einzuschätzen sind. Gemeint 
ist die Entwicklung hin zu Fami-
lienzentren, Eltern-Kind-Zentren 
oder Dienstleistungszentren für 
Familien. Konkreter soll es darum 
gehen, dass Kindertageseinrichtun-
gen über ihre klassischen Bildungs- 
und Betreuungsprogramme hinaus 
auch Angebote der Elternbildung 
und der Elternarbeit anbieten. Von 
solchen Ansätzen können insbe-
sondere Kinder aus benachteilig-
ten Familien profi tieren. Allerdings 
dürfen sie dann in Kindertagesein-
richtungen nicht mehr unterreprä-
sentiert sein. Diese Ansätze passen 
darüber hinaus zu jenem Beschluss 
des Bildungsgipfels im Oktober 
2008, der einen Ausbau des Ange-
botes einer „aktivierenden Elternar-
beit“ beinhaltet.

Summa summarum...

... braucht das deutsche Bil-
dungssystem nicht nur mehr Res-
sourcen im frühkindlichen Bereich, 
sondern es braucht auch effektive 
Instrumente der Qualitätssicherung 
und eine stärkere Zielgruppenori-
entierung, um potentiell hohe Bil-
dungsrenditen auch wirklich reali-
sieren zu können. Bei alle dem müs-
sen Strukturen gefunden werden, 
wie die Familie, die für frühkindliche 
Bildungsprozesse von besonderer 
Bedeutung ist, an den Bildungs-
prozessen beteiligt und unterstützt 
wird. Nur so kann eine Achillesfer-
se des deutschen Bildungssystems 
geschützt werden.

6 Vgl. z.B. L. J. S c h w e i n h a r t , J. M o n t i e , 
Z. X i a n g , W. S. B a r n e t t , C. R. B e l f i e l d , 
M. N o re s : Lifetime Effects. The High/Scope 
Perry Preschool Study Through Age 40, Ypsi-
lanti Michigan 2005.


